Der Sachsische Landtag hat am 17. Dezember 1992 das folgende Gesetz beschlossen:

Sachsisches Stralengesetz

StraBengesetz
fur den Freistaat Sachsen
(Sachsisches StraBengesetz - SachsStrG)

Vom 21. Januar 1993
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1. Abschnitt
Grundvorschriften

§1
Geltungsbereich

!Dieses Gesetz regelt die Rechtsverhaltnisse der 6ffentlichen StraBen. 2Fir die Bundesfernstralen gilt es
nur, soweit es diese StralSen ausdricklich erwahnt.

§2
Offentliche StraRen

(1) Offentliche StraBen sind diejenigen StraRen, Wege und Plitze, die dem 6ffentlichen Verkehr gewidmet
sind.

(2) Zu den o6ffentlichen StraRen gehdren

1. der StraBenkérper; das sind insbesondere

a) der StralBengrund, der StraBenunterbau, der StraRenoberbau, die Bricken, Tunnel, Durchlasse,
Damme, Graben, Entwasserungsanlagen, Boschungen, Stitzmauern und Larmschutzanlagen;

b) die Fahrbahn, Haltestellenbuchten, Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheitsstreifen, die
Materialbuchten sowie Rad- und Gehwege, auch wenn sie ohne unmittelbaren raumlichen
Zusammenhang im wesentlichen mit der flr den Kraftfahrzeugverkehr bestimmten Fahrbahn
gleichlaufen (unselbstandige Rad- und Gehwege);

2. der Luftraum Uber dem StralBenkérper;

3. das Zubehor; das sind die Verkehrszeichen und -einrichtungen sowie Anlagen aller Art, die der
Sicherheit oder Leichtigkeit des StralRenverkehrs oder dem Schutz der StraRenanlieger dienen, und
die Bepflanzung;

4. die Nebenanlagen; das sind solche Anlagen, die GUberwiegend den Aufgaben der
StraBenbauverwaltung dienen, z. B. StraBenmeistereien, Geratehdfe, Lagerhéfe, Lager, Lagerplatze,
Ablagerungs- und Entnahmestellen, Hilfsbetriebe und -einrichtungen.

(3) Bei 6ffentlichen Straen auf Staudammen und Staumauern gehdéren zum StralRenkoérper lediglich der
StralRenoberbau, die Fahrbahnen, die Trennstreifen, die befestigten Seitenstreifen und die unselbstandigen
Rad- und Gehwege.

§3
Einteilung der offentlichen StraBen

(1) Die 6ffentlichen StralRen werden nach ihrer Verkehrsbedeutung in folgende StraSenklassen eingeteilt:

1. StaatsstralRen; das sind StraRen, die innerhalb des Freistaates Sachsen untereinander oder
zusammen mit BundesfernstraBen ein Verkehrsnetz bilden und dem Durchgangsverkehr dienen oder
zu dienen bestimmt sind;

2. KreisstralRen; das sind StralSen, die dem Verkehr zwischen benachbarten Landkreisen und Kreisfreien
Stadten, dem uberortlichen Verkehr innerhalb eines Landkreises oder einer Kreisfreien Stadt oder
dem unentbehrlichen Anschluss von Gemeinden oder raumlich getrennten Ortsteilen an Uberdrtliche
Verkehrswege dienen oder zu dienen bestimmt sind; sie sollen mindestens an einem Ende an eine
BundesfernstraRe, StaatsstralSe oder andere Kreisstralse anschlieRen;

3. GemeindestrafSen:

a) GemeindeverbindungsstralRen; das sind StralSen, die dem nachbarlichen Verkehr zwischen
Gemeinden bzw. deren Anschluss an das weiterfihrende Stralennetz dienen oder zu dienen
bestimmt sind
oder

b) Ortsstralen; das sind StralSen, die dem Verkehr innerhalb der geschlossenen Ortslage einer
Gemeinde dienen oder zu dienen bestimmt sind;

4. sonstige 6ffentliche StraRen:

a) die offentlichen Feld- und Waldwege; das sind StralSen, die Uberwiegend der Bewirtschaftung von
Feld- und Waldgrundstlcken dienen;
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b) die beschrankt-6ffentlichen Wege und Platze; das sind StralRen, die einem beschrankten
offentlichen Verkehr dienen und eine besondere Zweckbestimmung haben kénnen. 2Hierzu
zahlen die FuBgangerbereiche sowie die Friedhofs-, Kirchen- und Schulwege, die Wanderwege, die
Wanderparkplatze, die Geh- und Radwege, soweit diese nicht Bestandteil anderer StralRen sind
(selbstandige Geh- und Radwege);

c) die Eigentimerwege; das sind StraRen, die von den Grundstiickseigentimern in unwiderruflicher
Weise einem beschrankten oder unbeschrankten 6ffentlichen Verkehr zur Verfligung gestellt
werden und keiner anderen Stralenklasse angehdren.

(2) Die Zweckbestimmung steht im Ermessen des Tragers der StraRenbaulast.

§4
StraBBenverzeichnisse und StraBRennummern

LFUr die Staatsstralen und Kreisstraken werden StraRenverzeichnisse gefihrt. 2Die oberste

StraRenbaubehdrde bestimmt die Numerierung der StaatsstraRen und KreisstraRen. 3Fir
Gemeindestrallen und sonstige 6ffentliche StralRen werden die Verzeichnisse in vereinfachter Form

(Bestandsverzeichnisse) gefiihrt. *Die Stralenverzeichnisse fir die Bundesfernstralen, Staatsstraen und
KreisstraBBen werden von der obersten Stralenbaubehdrde, die Bestandsverzeichnisse von den
StraBenbaubehdérden gefihrt. >Das Nahere Uber Zustandigkeit der Behdrden, Einrichtung und Inhalt der
Verzeichnisse und die Einsichtnahme in diese wird durch Rechtsverordnung des Staatsministeriums fur

Wirtschaft, Arbeit und Verkehr geregett. 2

§5
Ortsdurchfahrten

(1) *Eine Ortsdurchfahrt ist der Teil einer Staatsstrale oder Kreisstrale, der innerhalb der geschlossenen
Ortslage liegt und auch zur ErschlieBung der anliegenden Grundstiicke bestimmt ist oder der mehrfachen
Verkniipfung des Ortsstralennetzes dient. 2Geschlossene Ortslage ist der Teil des Gemeindegebietes, der
in geschlossener oder offener Bauweise zusammenhangend bebaut ist. 3Einzelne unbebaute
Grundsticke, zur Bebauung ungeeignetes oder ihr entzogenes Gelande oder einseitige Bebauung
unterbrechen den Zusammenhang nicht.

(2) 'Beginn und Ende einer Ortsdurchfahrt sind nach Anhdrung der StralRenbaubehdérde und der
Gemeinde festzusetzen. 2Zustandig fir die Festsetzung der Ortsdurchfahrt ist das Landesamt fur
StralRenbau und Verkehr.

(3) Im Einvernehmen mit der StralRenbaubehdrde kann die Grenze der Ortsdurchfahrt abweichend von der
Regel des Absatzes 1 festgesetzt werden, wenn die Lange der Ortsdurchfahrt wegen der Art der
Bebauung in einem offensichtlichen Missverhaltnis zur Einwohnerzahl der Gemeinde steht oder wenn die
Verknupfung mit dem Ortsstrallennetz oder sonstige wesentliche Gesichtspunkte eine Abweichung
rechtfertigen.

(4) Ist die Ortsdurchfahrt erheblich breiter angelegt als die anschlieBende freie Strecke der Staatsstralie
oder der KreisstraBe, so ist im Einvernehmen mit der Gemeinde auch die seitliche Begrenzung der
Ortsdurchfahrt festzulegen.

(5) Kommt in den Fallen der Abséatze 3 und 4 ein Einvernehmen nicht zustande, so entscheidet die oberste
StraBenbaubehorde.

(6) Reicht die Ortsdurchfahrt flr den Durchgangsverkehr nicht aus, so kann eine StralSe, die nach ihrem
Ausbauzustand fur die Aufnahme des Durchgangsverkehrs geeignet ist und an die StaatsstraRe bzw.
KreisstraBe nach beiden Seiten anschliet, durch Umstufung (§ 7) als zusatzliche Ortsdurchfahrt

festgesetzt werden. 3

§6
Widmung

(1) *widmung ist die Allgemeinverfiigung, durch die StraBen, Wege und Platze die Eigenschaft einer
offentlichen Strae erhalten. 2Sie ist mit Rechtsbehelfsbelehrung éffentlich bekanntzumachen und wird
frihestens im Zeitpunkt der 6ffentlichen Bekanntmachung wirksam.

(2) 'Die Widmung einer StraRe fir den 6ffentlichen Verkehr verflgt
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1. fur die Staatsstrallen das Landesamt fur StralRenbau und Verkehr,

2. fur die KreisstraBen die obere besondere StraRenaufsichtsbehérde,

3. fur die GemeindeverbindungsstraBen die untere StraRenaufsichtsbehoérde,
4. fiar OrtsstraBen und sonstige d6ffentliche StralRen die Gemeinde.

2|st die fur die Widmung zusténdige Behorde nicht Behdrde des Tragers der StraBenbaulast, so ist zur
Widmung dessen schriftliche Zustimmung erforderlich. 3Bei Widmungen, die gemaR Absatz 4 in einem
Planfeststellungs- oder Flurbereinigungsverfahren verfligt werden, gilt die Zustimmung als erteilt, sofern
der Trager der Strallenbaulast der Widmung nicht innerhalb der Anhérungsfrist gemal § 39 Absatz 3 in
Verbindung mit § 73 Absatz 3a des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23. Januar 2003 (BGBI. I S. 102), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2015
(BGBL. I S. 2010) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, oder als Beteiligter des
Flurbereinigungsverfahrens spatestens in dem Anhdrungstermin gemaR § 41 Absatz 2 des
Flurbereinigungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Marz 1976 (BGBI. | S. 546), das
zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2794) geandert worden ist, in
der jeweils geltenden Fassung, widersprochen hat. #Soll ein anderer als eine Gebietskdrperschaft Trager
der StralRenbaulast werden, so verflgt die Widmung auf seinen schriftlichen Antrag hin die untere
StraBenaufsichtsbehdrde im Einvernehmen mit der Gemeinde. >Beschrankungen der Widmung auf
bestimmte Benutzungszwecke oder Benutzungsarten sind in der Verfigung festzulegen. ®Mit der
Widmung ist festzustellen, welcher Straenklasse nach § 3 Abs. 1 die Strale angehdért (Einteilung).

(3) Voraussetzung fir die Widmung ist, dass der Trager der StraSenbaulast Eigentiimer des der StralRe
dienenden Grundstiicks ist oder der Eigentiimer und ein sonst zur Nutzung dinglich Berechtigter der
Widmung zugestimmt haben oder der Trager der StraRenbaulast den Besitz durch Vertrag, durch
Einweisung oder in einem sonstigen gesetzlich geregelten Verfahren erlangt hat.

(4) 1Bei Stralken, deren Bau in einem Planfeststellungs- oder Flurbereinigungsverfahren geregelt wird, kann
die Widmung in diesem Verfahren mit der MaRgabe verfligt werden, dass sie mit der Verkehrstbergabe
wirksam wird, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 3 in diesem Zeitpunkt vorliegen. 2Der Trager der
StralRenbaulast hat den Zeitpunkt der Verkehrsibergabe, die StraRenklasse sowie Beschrankungen der
Widmung der das StraBen- oder Bestandsverzeichnis fihrenden Behdrde unverziiglich anzuzeigen. 3Der
Trager der StraRenbaulast hat die 6ffentliche Bekanntmachung zu veranlassen. 4Eine Bekanntmachung ist
entbehrlich, wenn die zur Widmung vorgesehenen StralRen in den im Planfeststellungs- bzw.
Flurbereinigungsverfahren ausgelegten Planen als solche kenntlich gemacht worden sind.

(5) 'Wird eine StralRe verbreitert, begradigt, unerheblich verlegt oder erganzt, so gilt der neue StraRenteil
durch die Verkehrsiibergabe als gewidmet, sofern die Voraussetzungen des Absatzes 3 vorliegen. 2Einer
offentlichen Bekanntmachung nach Absatz 1 bedarf es nicht.

(6) Durch burgerlich-rechtliche Verfigungen oder durch Verfigungen im Wege der Zwangsvollstreckung
oder der Enteignung Uber die der StraRe dienenden Grundstlicke oder Rechte an ihnen wird die Widmung

nicht bertihrt. 4

§ 6a
Widmung bei auBergewohnlichen Ereignissen

(1) YIst aufgrund auBergewdhnlicher Ereignisse, insbesondere Naturkatastrophen, eine 6ffentliche StraRe
nicht nutzbar, kann die fur die Widmung nach § 6 Abs. 2 Satz 1 zustandige Behorde befristet nicht
offentliche StraRen, insbesondere Feld- und Waldwege und 6ffentliche Stralen, die einer
Widmungsbeschrankung unterliegen, dem 6ffentlichen Verkehr widmen, soweit dies aus dringenden
Grinden des Wohls der Allgemeinheit erforderlich ist. 2Einer 6ffentlichen Bekanntmachung nach § 6 Abs. 1
bedarf es nicht. 3Die Allgemeinverfligung ist mit Rechtsbehelfsbelehrung dem Eigentimer des der StraRe
dienenden Grundsttcks oder dem sonst zur Nutzung dinglich Berechtigten sowie den Gemeinden, in
deren Gemarkung die StraRe liegt, und dem Trager der StraRenbaulast zuzustellen. *Widerspruch und
Anfechtungsklage gegen die Allgemeinverfligung haben keine aufschiebende Wirkung. >Der Eigentimer
des der StralRe dienenden Grundstucks oder der sonst zur Nutzung dinglich Berechtigte sind zur Duldung
verpflichtet. ®Durch MaRnahmen aufgrund dieser Vorschrift kann das Grundrecht auf Eigentum (Artikel 14
Abs. 1 des Grundgesetzes flr die Bundesrepublik Deutschland , Artikel 31 Abs. 1 der Verfassung des
Freistaates Sachsen) eingeschrankt werden.

(2) 'Trager der StraRenbaulast fiir die gemalk Absatz 1 gewidmete StraBe ist der Trager der
StraRenbaulast der nicht nutzbaren éffentlichen StraRe, mit Ausnahme der Bundesfernstraen. 2Ist die
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nicht nutzbare StralRe eine Bundesfernstrale, ist der Freistaat Sachsen Trager der StraBenbaulast der
gemald Absatz 1 gewidmeten Strale.

(3) tIst der Trager der Stralenbaulast nicht Eigentimer des der StraRe dienenden Grundstiicks, sind dem
Eigentimer die Kosten der flr die Herstellung des urspringlichen Zustands erforderlichen
Instandhaltungs- und Erneuerungsmafnahmen zu erstatten, die in Folge der StraRennutzung durch den
offentlichen Verkehr entstehen. 2Vor Beginn und bei Beendigung der Nutzung durch den 6ffentlichen

Verkehr soll der Trager der StraBenbaulast den Zustand der StraRe feststellen. >

§7
Umstufung

(1) *'Umstufung ist die Allgemeinverfliigung, durch die eine 6ffentliche StraRe einer anderen, ihrer
Verkehrsbedeutung entsprechenden StraRenklasse zugeordnet wird (Aufstufung, Abstufung). 2Die
Umstufung ist von der nach Absatz 3 zustandigen Behérde mit Rechtsbehelfsbelehrung éffentlich
bekanntzumachen.

(2) *Andert sich die Verkehrsbedeutung einer StraRe, so ist diese in die entsprechende StraRenklasse
umzustufen. ?Das Gleiche gilt, wenn eine StralRe nicht in die inrer Verkehrsbedeutung entsprechenden
StraBenklasse eingeordnet ist oder Uberwiegende Griinde des 6ffentlichen Wohls fur die Umstufung
vorliegen.

(3) 'Die Aufstufung zur Staatsstrae und die Abstufung einer StaatsstraBe verfigt das Landesamt fiir
StraBenbau und Verkehr. 2Die Aufstufung zur Kreisstralle und die Abstufung einer KreisstralRe verflgt die
obere besondere StraRenaufsichtsbehorde. 3Die Aufstufung zur Gemeindestrae und die Abstufung einer
GemeindestraBe sowie die Umstufung von sonstigen 6ffentlichen StraBen verfligt die untere
StraBenaufsichtsbehdrde. 4Die an der Umstufung beteiligten Trager der StraRenbaulast sind vor der
Umstufung zu horen. >Gemeindeverbindungsstraen kénnen nur im Einvernehmen der betroffenen
Gemeinden abgestuft werden.

(4) Die Umstufung soll nur zum Ende eines Haushaltsjahres ausgesprochen und drei Monate vorher
angeklindigt werden.

(5) 1§ 6 Abs. 4 gilt entsprechend. 2Die Umstufung wird mit der Ingebrauchnahme fiir den neuen
Verkehrszweck wirksam.

(6) 'Wird im Zusammenhang mit einer MaBnahme nach § 6 Abs. 5 ein Teil einer StraRe in eine andere
einbezogen, die einer anderen Strallenklasse angehort, gilt der einbezogene Stralenteil mit der
Inbetriebnahme fiir den neuen Verkehrszweck als in die andere StraRenklasse umgestuft. 2Einer

éffentlichen Bekanntmachung nach Absatz 1 bedarf es nicht. ©

§8
Einziehung

(1) *Einziehung ist die Allgemeinverfliigung, durch die eine gewidmete StraRe die Eigenschaft einer
offentlichen StraRe verliert. 2Teileinziehung ist die Allgemeinverfiigung, durch die die Widmung einer StraRe
nachtraglich auf bestimmte Benutzungsarten oder Benutzungszwecke beschrankt wird. 3Einziehung und
Teileinziehung sind mit Rechtsbehelfsbelehrung 6ffentlich bekanntzumachen und werden im Zeitpunkt der
offentlichen Bekanntmachung wirksam.

(2) *Eine StraRe kann eingezogen werden, wenn sie keine Verkehrsbedeutung mehr hat oder
Giberwiegende Griinde des 6ffentlichen Wohls vorliegen. ?Die Teileinziehung einer Strale ist zuldssig, wenn
nachtraglich Beschrankungen der Widmung auf bestimmte Benutzungszwecke oder Benutzungsarten aus
Uberwiegenden Grunden des 6ffentlichen Wohls festgelegt werden.

(3) Die Einziehung verfugt die fur die Widmung zustandige Behdrde.
(3a) 1§ 6 Abs. 4 gilt entsprechend. ?Die Einziehung wird mit der Sperrung wirksam.

(4) 'Die Absicht der Einziehung ist drei Monate vorher in den Gemeinden, die die StraRe berihrt, 6ffentlich
bekanntzumachen, um Gelegenheit zu Einwendungen zu geben. 2Von der Bekanntmachung kann
abgesehen werden, wenn die zur Einziehung vorgesehenen Teilstrecken in den in einem
Planfeststellungsverfahren ausgelegten Planen als solche kenntlich gemacht worden sind oder Teilstrecken
im Zusammenhang mit Anderungen von unwesentlicher Bedeutung (§ 39 Abs. 3) eingezogen werden
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sollen.
(5) Mit der Einziehung entfallen Gemeingebrauch (§ 14) und Sondernutzung (§ 18).

(6) 'Wird eine Stralte begradigt, unerheblich verlegt oder in sonstiger Weise den verkehrlichen
Bedurfnissen angepasst und wird damit ein Teil der 6ffentlichen Stralle dem Verkehr nicht nur

vorlibergehend entzogen, so gilt dieser Teil mit der Sperrung als eingezogen. 2Einer Ankindigung und
offentlichen Bekanntmachung bedarf es in diesem Falle nicht. ’

§9
StraBenbaulast

(1) 'Die StraBenbaulast umfasst alle mit dem Bau und der Unterhaltung der StraRen zusammenhangenden
Aufgaben. 2Die Trager der Strakenbaulast haben nach ihrer Leistungsfahigkeit die StraRen in einem den
regelmafiigen Verkehrsbedurfnissen gentigenden Zustand zu bauen, zu unterhalten, zu erweitern oder
sonst zu verbessern; dabei sind die sonstigen 6ffentlichen Belange einschlieflich des Umweltschutzes zu

berlicksichtigen. 3Soweit sie hierzu unter Berlcksichtigung ihrer Leistungsfahigkeit auRerstande sind,
haben die StraRenbaubehdrden auf einen nicht verkehrssicheren Zustand vorbehaltlich anderweitiger
MaRnahmen der StralBenverkehrsbehdrden durch Verkehrszeichen hinzuweisen.

(2) 1Zu den Aufgaben nach Absatz 1 gehdren nicht das Schneerdumen, das Streuen bei Schnee- oder
Eisglatte, die Reinigung und die Beleuchtung. 2Die Trager der StraRenbaulast sollen jedoch nach besten
Kraften die 6ffentlichen StraRen von Schnee rdumen und bei Schnee- und Eisglatte streuen. 3Ein
Rechtsanspruch darauf besteht nicht. #Beim Streuen ist der Einsatz von Auftausalzen und anderen Mitteln,
die sich umweltschadlich auswirken kénnen, so gering wie mdglich zu halten.

§10
Hoheitsverwaltung, bautechnische Sicherheit

(1) Die mit dem Bau und der Unterhaltung sowie der Erhaltung der Verkehrssicherheit der Straf3en
einschlieBlich der Bundesfernstralien zusammenhangenden Pflichten obliegen den Organen und
Bediensteten der damit befassten Kérperschaften und Behdrden als Amtspflichten in Austbung
hoheitlicher Tatigkeit.

(2) 'Die StraBenbaubehérde tragt die Verantwortung dafir, dass die Erfordernisse der 6ffentlichen
Sicherheit und Ordnung, insbesondere die allgemeinen Regeln der Baukunst und der Technik eingehalten
werden. 2Genehmigungen, Erlaubnisse, Anzeigen oder Abnahmen nach anderen Rechtsvorschriften sind
nicht erforderlich, wenn die Bauwerke unter verantwortlicher Leitung der StraBenbaubehdérde ausgefuhrt
und unterhalten werden.

(3) Die StraBenbaubehérde kann Aufgaben, die ihr aufgrund des Absatzes 2 anstelle der
Bauaufsichtsbehdrde obliegen, nach den fir die Bauaufsichtsbehérde geltenden Vorschriften auf

Prufingenieure oder Priifamter Ubertragen. 2Das Staatsministerium fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung die Heranziehung von Prufingenieuren und Priafamtern fur
diese Aufgaben zu regeln; hoheitliche Prifaufgaben einschlielich der Bautiberwachung und
Bauzustandsbesichtigung kénnen auf Prifingenieure oder Prifamter Gbertragen werden.

(4) Absatz 3 gilt auch fiir BundesfernstraRen. &

2. Abschnitt
Eigentum an o6ffentlichen StraBen

§ 11
Wechsel der StraBenbaulast

(1) Beim Ubergang der StraBenbaulast von einer Gebietskérperschaft auf eine andere gehen das Eigentum
des bisherigen Tragers der StraRenbaulast an der StraRe sowie alle Rechte und Pflichten, die mit der
StralRe in Zusammenhang stehen, entschadigungslos auf den neuen Trager der Strallenbaulast Uber.

(2) Absatz 1 gilt nicht fur
1. das Eigentum an Nebenanlagen (§ 2 Abs. 2 Nr. 4);
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2. das Eigentum an Leitungen, die der bisherige Trager der Strallenbaulast flir Zwecke der 6ffentlichen
Versorgung in die StraRe verlegt hat;

3. Rechte und Pflichten des bisherigen Tragers der Strallenbaulast aus Gebietsversorgungsvertragen;

4. Verbindlichkeiten des bisherigen Tragers der StraRenbaulast aus der Durchflihrung friherer Bau-
und UnterhaltungsmaRnahmen. 2Soweit diese Verbindlichkeiten dinglich gesichert sind, hat der neue
Eigentimer einen Befreiungsanspruch.

(3) Hat der bisherige Eigentiimer berechtigterweise besondere Anlagen in der StraRe gehalten, so ist der
neue Eigentiimer verpflichtet, diese in dem bisherigen Umfang zu dulden. 2§ 16 und § 18 Abs. 4 gelten
entsprechend. °

(4) Der bisherige Trager der Straflenbaulast hat dem neuen Trager der Strafenbaulast daflr einzustehen,
dass er die StraBe in dem durch die Verkehrsbedeutung gebotenen Umfang ordnungsgemaR unterhalten
und den notwendigen Grunderwerb durchgefihrt hat.

(5) 'Bei Einziehung einer StralRe kann der friihere Trager der Straenbaulast innerhalb eines Jahres
verlangen, dass ihm das Eigentum an StraBengrundsticken mit den in Absatz 1 genannten Rechten und

Pflichten unentgeltlich Gbertragen wird, wenn es vorher nach Absatz 1 (bergegangen war. >Absatz 3 gilt
entsprechend.

§12
Grundbuchberichtigung und Vermessung

(1) 'Beim Ubergang des Eigentums an StraRen nach § 11 Abs. 1 hat der neue Trager der StraBenbaulast
unverzlglich den Antrag auf Berichtigung des Grundbuches zu stellen. 2Der Antrag muss vom Leiter der

Behorde oder einem Vertreter unterschrieben und mit dem Dienstsiegel versehen sein. 3Zum Nachweis
gegenuber dem Grundbuchamt gentigt die in dem Antrag aufzunehmende Erklarung, dass das
Grundstick dem neuen Trager der Stralenbaulast gehort.

(2) FUr die Eintragung des Eigentumsubergangs in das Grundbuch nach § 11 Abs. 1 werden Geblhren
und Auslagen nach dem Gerichts- und Notarkostengesetz - GNotKG vom 23. Juli 2013 (BGBI. | S. 2586),
das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 23. November 2015 (BGBI. | S. 2090) geandert worden ist,
in der jeweils geltenden Fassung, nicht erhoben.

(3) Die Kosten fur eine Vermessung oder Abmarkung des Gbergegangenen Grundstlicks oder
Grundstiicksteils hat der neue Trager der StraBenbaulast zu tragen oder zu erstatten. 10

§13
Eigentumserwerb

(1) Der Trager der Strafenbaulast soll das Eigentum an den der Stral3e dienenden Grundsttcken
erwerben.

(2) 1Stehen die fur die StraBe in Anspruch genommenen Grundsticke nicht im Eigentum des Tragers der
StraBenbaulast, so hat dieser auf Antrag des Eigentiimers oder eines sonst zur Nutzung dinglich
Berechtigten die flr die StraRe in Anspruch genommenen Grundstiicke oder dingliche Rechte daran zu
erwerben. 2Kommt innerhalb der Frist von vier Jahren nach Antragstellung zwischen dem Eigentiimer oder
einem sonst zur Nutzung dinglich Berechtigten und dem Trager der StraBenbaulast eine Einigung Uber den
Erwerb der Grundsticke oder der dinglichen Rechte nicht zustande, so kann der Eigentimer oder der
sonst zur Nutzung dinglich Berechtigte die Durchfiihrung des Enteignungsverfahrens verlangen. 3Im
Ubrigen gelten die allgemeinen Vorschriften tiber die Enteignung.

(3) Absatz 2 gilt nicht, wenn und solange dem Trager der StralRenbaulast eine Dienstbarkeit oder ein
sonstiges dingliches Recht eingerdumt ist, das den Bestand der StralRe sichert.

(4) Bis zum Erwerb der flr die StraRe in Anspruch genommenen Grundstlicke stehen dem Trager der
StralBenbaulast die Rechte und Pflichten des Eigentiimers der Ausibung nach in dem Umfang zu, wie es
die Aufrechterhaltung des Gemeingebrauchs erfordert.

3. Abschnitt
Benutzung der 6ffentlichen StralRen
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§14
Gemeingebrauch

(1) *Der Gebrauch der 6ffentlichen Strafe ist jedermann im Rahmen der Widmung und der
verkehrsrechtlichen Vorschriften gestattet (Gemeingebrauch). 2Auf die Aufrechterhaltung des
Gemeingebrauchs besteht kein Rechtsanspruch.

(2) Der Gemeingebrauch ist unentgeltlich; Ausnahmen bedlrfen einer gesetzlichen Regelung.

§ 15
Beschrankungen des Gemeingebrauchs

IDer Gemeingebrauch kann durch die StraRenbaubehdrden voriibergehend beschrankt werden, wenn
dies wegen des baulichen Zustandes der StraRe notwendig ist. 2Die Beschrankungen sind von der

Strakenbaubehdrde durch Verkehrszeichen und -einrichtungen kenntlich zu machen. 3Die
StralRenverkehrsbehdrde ist Uber wesentliche Beschrankungen zu unterrichten.

§ 16
Vergitung von Mehrkosten

(1) *Wenn eine StraRe wegen der Art des Gemeingebrauchs durch einen anderen aufwendiger hergestellt
oder ausgebaut werden muss, als es dem regelmaRigen Verkehrsbedirfnis entspricht, hat der andere

dem Trager der Strakenbaulast die Mehrkosten fiir den Bau und die Unterhaltung zu vergiten. ?Das gilt
nicht fir Haltestellenbuchten fir den Linienverkehr. 3Der Trager der StraRenbaulast kann angemessene
Vorschisse oder Sicherheiten verlangen.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn eine Stralle aus anderen Grinden auf Veranlassung eines anderen
aufwendiger hergestellt oder ausgebaut wird oder wenn Anlagen errichtet oder umgestaltet werden
mussen, ohne dass der Trager der StraRenbaulast in Erflllung seiner Aufgaben dazu verpflichtet ist.

§17
Verunreinigung und Beschadigung

(1) 'Wer eine StralRe Uber das Ubliche MaR hinaus verunreinigt, hat die Verunreinigung ohne Aufforderung
unverzlglich zu beseitigen; andernfalls kann der Trager der StraRenbaulast - in Ortsdurchfahrten die
Gemeinde - die Verunreinigung auf Kosten des Verursachers beseitigen. 2W eitergehende bundes- oder
landesrechtliche Vorschriften bleiben unberthrt.

(2) 'Wer eine StraBe oder einzelne Bestandteile beschadigt oder zerstért, kann zur Ubernahme der
entstehenden Kosten verpflichtet werden. 2Polizeirechtliche MaBnahmen bleiben davon unberihrt.

(3) Absatz 2 gilt auch fir BundesfernstralBen.

§ 18
Sondernutzung

(1) Die Benutzung der StraBe tUber den Gemeingebrauch hinaus ist Sondernutzung. 2Sie bedarf der
Erlaubnis der StraBenbaubehérde, in Ortsdurchfahrten der Erlaubnis der Gemeinde. 3Soweit die Gemeinde
nicht Trager der StraBenbaulast ist, darf sie die Erlaubnis nur mit Zustimmung der StraSenbaubehdérde
erteilen. 4Die Gemeinde kann durch Satzung bestimmte Sondernutzungen in den Ortsdurchfahrten und in
GemeindestraRen von der Erlaubnispflicht befreien und die Ausiibung regeln. >Soweit die Gemeinde nicht
Trager der StraBenbaulast ist, bedarf die Satzung der Zustimmung der oberen besonderen
StralRenaufsichtsbehérde.

(2) *Die Erlaubnis darf nur auf Zeit oder Widerruf erteilt werden. 2Sie kann mit Bedingungen und Auflagen
verbunden werden. 3Soweit die Gemeinde nicht Trager der StraRenbaulast ist, hat sie eine widerruflich
erteilte Erlaubnis zu widerrufen, wenn die Straenbaubehdrde dies aus Grinden des Straenbaues oder
der Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs verlangt.

(3) Der Erlaubnisnehmer hat gegen den Trager der StraBenbaulast keinen Ersatzanspruch bei Widerruf
der Erlaubnis oder bei Sperrung, Anderung oder Einziehung der StraRe.
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(4) *Der Erlaubnisnehmer hat Anlagen so zu errichten und zu unterhalten, dass sie den Anforderungen
der Sicherheit und Ordnung sowie den anerkannten Regeln der Technik gentigen. ?Arbeiten an der StralRe
bediirfen der Zustimmung der StraRenbaubehdrde. 3Der Erlaubnisnehmer hat auf Verlangen der fur die
Erlaubnis zustandigen Behdrde die Anlagen auf seine Kosten zu andern und alle Kosten zu ersetzen, die
dem Trager der StraRenbaulast durch die Sondernutzung entstehen. 4Hierfiir kann der Trager der
StralRenbaulast angemessene Vorschusse und Sicherheiten verlangen.

(5) Wechselt der Trager der Stralenbaulast, so bleibt eine nach Absatz 1 erteilte Erlaubnis bestehen.

(6) Sonstige nach 6ffentlichem Recht erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse oder Bewiligungen
werden durch die Sondernutzungserlaubnis nicht ersetzt. 11

§19
Besondere Veranstaltungen und gewerbliche Nutzung

LIst nach den Vorschriften des Stralenverkehrsrechts eine Erlaubnis flir eine iberméaRige Straennutzung
oder eine Ausnahmegenehmigung erforderlich, so bedarf es keiner Erlaubnis nach § 18. 2Vor ihrer
Entscheidung hat die hierflr zustandige Behdrde die sonst flr die Sondernutzungserlaubnis zustandige
Behorde zu héren. 3Die von dieser geforderten Bedingungen, Auflagen und Sondernutzungsgeblhren
sind dem Antragsteller in der Erlaubnis oder Ausnahmegenehmigung aufzuerlegen.

§ 20
Unerlaubte Benutzung einer Stralle

(1) *Wird eine StralRe ohne die erforderliche Erlaubnis benutzt oder werden Gegenstande, insbesondere
Autowracks verbotswidrig abgestellt oder kommt ein Erlaubnisnehmer seinen Verpflichtungen nicht nach,
so kann die fur die Erteilung der Erlaubnis zustandige Behérde die erforderlichen MaBnahmen zur
Beendigung der Benutzung oder zur Erfillung der Auflagen anordnen. 2Sind solche Anordnungen nicht
oder nur unter unverhaltnismaBigem Aufwand mdglich oder nicht erfolgversprechend, so kann sie den
rechtswidrigen Zustand auf Kosten des Pflichtigen beseitigen oder beseitigen lassen.

(2) Die fur die Erteilung der Erlaubnis zustandige Behorde kann die von der StraRe entfernten
Gegenstande bis zur Erstattung ihrer Aufwendungen zurtckbehalten.

(3) st der Eigentimer oder Halter der von der StraRe entfernten Gegenstande innerhalb angemessener
Frist nicht zu ermitteln oder kommt er seinen Zahlungspflichten innerhalb von zwei Monaten nach
Zahlungsaufforderung nicht nach oder holt er die Gegenstande innerhalb einer ihm schriftlich gestellten
angemessenen Frist nicht ab, so kénnen die Gegenstande von der Strallenbaubehdrde verwertet werden.
2In der Aufforderung zur Zahlung oder Abholung ist darauf hinzuweisen. 3Im Ubrigen sind die § 29 Abs. 2
und § 28 Abs. 2 bis 4 des Polizeigesetzes flr den Freistaat Sachsen (SachsPolG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 13. August 1999 (SachsGVBI. S. 466), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 17. Dezember 2013 (SachsGVBI. S. 890) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,
entsprechend anzuwenden.

(4) Absatze 2 und 3 gelten fir BundesfernstralSen entsprechend.

(5) Zu MaBnahmen nach den Absatzen 1, 2 und 4 sind auch die Landratsamter und die Kreisfreien Stadte
als untere Verwaltungsbehérden befugt. 12

§ 21
Gebiihren fir Sondernutzungen

(1) *Fur Sondernutzungen kénnen Sondernutzungsgebiihren erhoben werden. 2Sie stehen in
Ortsdurchfahrten den Gemeinden, im Ubrigen dem Trager der StraRenbaulast zu. 3Bei der Bemessung der
Geblhren sind Art und Ausmal der Einwirkung auf die StralRe und den Gemeingebrauch sowie das
wirtschaftliche Interesse des Geblihrenschuldners zu bertcksichtigen.

(2) 'Das Staatsministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium der Finanzen durch Gebihrenordnung die Erhebung von Sondernutzungsgebihren,
soweit sie dem Freistaat Sachsen als Trager der StraRenbaulast zustehen, zu regeln. 2Die Landkreise und
Gemeinden kénnen die GeblUhren durch Satzung regeln, soweit ihnen die Sondernutzungsgebihren

zustehen. 13
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§ 22
Zufahrten und Zugange

(1) 1Zufahrten und Zugange zu Staats- und Kreisstralen auBerhalb der zur ErschlieBung bestimmten Teile
der Ortsdurchfahrt sowie zu GemeindeverbindungsstralSen auRerhalb der geschlossenen Ortslage gelten
als Sondernutzung im Sinne des § 18, wenn sie neu angelegt oder gedndert werden. 2Eine Anderung liegt
auch vor, wenn eine Zufahrt gegentber dem bisherigen Zustand einem erheblich gréBeren oder einem
andersartigen Verkehr dienen soll.

(2) Einer Erlaubnis nach § 18 Abs. 1 bedarf es nicht fiir die Anlage neuer oder die Anderung bestehender
Zufahrten und Zugange

1. im Zusammenhang mit der Errichtung oder erheblichen Anderung baulicher Anlagen, wenn die
Strallenbaubehdérde nach § 24 Abs. 2 zugestimmt oder nach § 24 Abs. 9 eine Ausnahme zugelassen
hat,

2. in einem Flurbereinigungsverfahren oder einem ahnlichen Verfahren, wenn die StraRenbaubehdrde
zugestimmt hat.

(3) FUr die Unterhaltung der Zufahrten und Zugange, die keiner Erlaubnis nach § 18 Abs. 1 bedurfen,
gelten § 18 Abs. 4 Satz 1 und 2 sowie § 20 entsprechend.

(4) *'Werden auf Dauer Zufahrten oder Zugéange durch die Anderung oder die Einziehung von Straen
unterbrochen oder wird ihre Benutzung erheblich erschwert, so hat der Trager der Strallenbaulast einen
angemessenen Ersatz zu schaffen oder, soweit dies nicht zumutbar ist, eine angemessene Entschadigung
in Geld zu leisten. 2Kommt eine Einigung Uber die Entschadigung nicht zustande, so gilt § 43 Abs. 4 und 5.
3Mehrere Anliegergrundsticke kénnen durch eine gemeinsame Zufahrt angeschlossen werden, deren
Unterhaltung nach Absatz 3 den Anliegern gemeinsam obliegt. #Die Verpflichtung nach Satz 1 entsteht
nicht, wenn die Grundstlicke eine anderweitige ausreichende Verbindung zu dem 6ffentlichen Wegenetz
besitzen oder wenn die Zufahrten auf einer widerruflichen Erlaubnis beruhen.

(5) 'Werden fur langere Zeit Zufahrten oder Zugange durch StraRenarbeiten unterbrochen oder wird ihre
Benutzung erheblich erschwert, ohne dass von BehelfsmaRnahmen eine wesentliche Entlastung ausgeht,
und wird dadurch die wirtschaftliche Existenz eines anliegenden Betriebes gefahrdet, so kann dessen
Inhaber eine Entschadigung in der Héhe des Betrages beanspruchen, der erforderlich ist, um das
Fortbestehen des Betriebes bei Anspannung der eigenen Krafte und unter Berticksichtigung der
gegebenen Anpassungsmaéglichkeiten zu sichern. 2Der Anspruch richtet sich gegen den, zu dessen
Gunsten die Arbeiten im StraRenbereich erfolgen. 3Absatz 4 Satz 4 gilt entsprechend.

(6) 1Soweit es die Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs erfordert, kann die StraRenbaubehdrde nach
Anhdrung der Betroffenen anordnen, dass Zufahrten oder Zugange geandert oder verlegt oder, wenn
das Grundstlck eine anderweitige ausreichende Verbindung zu dem 6ffentlichen Wegenetz besitzt,
geschlossen werden. 2Absatz 4 gilt entsprechend. 3Die Befugnis zum Widerruf einer Erlaubnis fir
Zufahrten nach § 18 Abs. 2 bleibt unberthrt.

(7) Wird durch den Bau oder die Anderung einer StraRe der Zutritt von Licht oder Luft zu einem
Grundstick auf Dauer entzogen oder erheblich beeintrachtigt, so hat der Trager der StralRenbaulast flr
dadurch entstehende Vermdgensnachteile eine angemessene einmalige Entschadigung in Geld zu
gewahren.

(8) Hat der Entschadigungsberechtigte die Entstehung eines Vermdégensnachteiles mitverursacht, so gilt
§ 254 des Burgerlichen Gesetzbuches entsprechend.

(9) Den Eigentumern oder Besitzern von Grundstucken, die an einer Stral3e liegen (StralRenanlieger), steht
kein Anspruch darauf zu, dass die Stralse nicht gedndert oder eingezogen wird.

§ 23
Sonstige Benutzung

(1) Die Einrdumung von Rechten zur Benutzung der StraRen richtet sich nach birgerlichem Recht, wenn
die Benutzung den Gemeingebrauch nicht beeintrachtigt, wobei eine voribergehende Beeintrachtigung fur
Zwecke der 6ffentlichen Versorgung oder der Entsorgung aufSer Betracht bleibt.

(2) In Ortsdurchfahrten, deren Stralenbaulast nicht bei der Gemeinde liegt, hat der Trager der
StraBenbaulast auf Antrag der Gemeinde die Verlegung von Leitungen, die fur Zwecke der 6ffentlichen
Ver- und Entsorgung der Gemeinde erforderlich sind, unentgeltlich zu gestatten, wenn die Verlegung in die
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in seiner Baulast befindlichen StraRenteile notwendig ist.

(3) *Im Ubrigen durfen in Ortsdurchfahrten, deren StraRenbaulast nicht bei der Gemeinde liegt,
Versorgungsleitungen sowie Leitungen zur Abwasserbeseitigung nur mit Zustimmung der Gemeinde
verlegt werden. 2Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn es das Wohl der Allgemeinheit erfordert. 3Will die
Gemeinde die Zustimmung versagen, so bedarf es hierzu der Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehoérde.
4Der Zustimmung bedarf es nicht, wenn es sich um Leitungen eines Versorgungsunternehmens handelt,
das das Recht hat, die Gemeindestrallen zur Versorgung des Gemeindegebietes zu benutzen.

(4) Soweit eine vertragliche Regelung nicht besteht, gilt § 18 Abs. 4 entsprechend.

(5) *Erfolgt eine StraRenentwasserung Uber eine nicht straleneigene, vom Trager der
Abwasserentsorgung eingerichtete Abwasseranlage, so beteiligt sich der Trager der StraRenbaulast an den
Kosten der Herstellung oder Erneuerung dieser Anlage in dem Umfang, wie es der Bau einer eigenen
StraRenentwasserungsanlage erfordern wirde. 2Dem Trager der Abwasserentsorgung obliegt die
schadlose Abfliihrung des StraRenoberflachenwassers. 3Fir die Inanspruchnahme der
Entwasserungsanlage ist darlber hinaus kein Entgelt zu erheben.

4. Abschnitt
Anbau an offentlichen StraBen und Veranderungssperre

§ 24
Bauliche Anlagen an Stralien

(1) *AuBerhalb der zur ErschlieBung der anliegenden Grundstiicke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten
darfen langs der StaatsstraRen oder KreisstralRen

1. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m, gemessen vom auBeren Rand der befestigten
Fahrbahn,

2. bauliche Anlagen, die Uber Zufahrten an StaatsstraBen oder KreisstraBen unmittelbar oder mittelbar
angeschlossen werden sollen,

nicht errichtet werden. 2Satz 1 Nr. 1 gilt entsprechend fur Aufschittungen oder Abgrabungen gréRBeren
Umfangs. 3Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberiihrt.

(2) *Im Ubrigen bediirfen Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften notwendige
Genehmigungen der Zustimmung der StraBenbaubehdérde, wenn

1. bauliche Anlagen langs der StaatsstrafRen oder Kreisstrafen aufSerhalb der zur ErschlieBung der
anliegenden Grundstlicke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten in einer Entfernung bis zu 40 m,
gemessen vom aulBeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet, erheblich geandert oder anders
genutzt werden sollen,

2. bauliche Anlagen auf Grundstulicken, die auRerhalb der zur ErschlieBung der anliegenden Grundstiicke
bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten von Staatsstraen oder KreisstraRen Uber Zufahrten
unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind, erheblich geandert oder anders genutzt werden
sollen.

2Die Zustimmungspflicht nach Satz 1 gilt entsprechend fiir bauliche Anlagen, die nach der Bauordnung
zustimmungsbedrftig sind. 3W eitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben
unberthrt.

(3) Die Zustimmung nach Absatz 2 darf nur versagt oder mit Bedingungen oder Auflagen erteilt werden,
soweit dies wegen der Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs, der Ausbauabsichten oder der
Stralenbaugestaltung notig ist.

(4) Die Belange nach Absatz 3 sind auch bei der Erteilung von Baugenehmigungen innerhalb der zur
ErschlieBung der anliegenden Grundsticke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten von StaatsstrafSen und
Kreisstrallen zu beachten.

(5) 'Bei geplanten StraRen gelten die Beschrankungen der Abséatze 1 und 2 vom Beginn der Auslegung der
Plane im Planfeststellungsverfahren oder von dem Zeitpunkt an, zu dem den Betroffenen Gelegenheit
gegeben wird, den Plan einzusehen (§ 73 Abs. 3 Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes). 2Die
Baugenehmigungsbehdrden sollen von einer ihnen gesetzlich zustehenden Mdglichkeit, eine
Baugenehmigung schon zu einem friheren Zeitpunkt zu verweigern, Gebrauch machen.

(6) Bedurfen die baulichen Anlagen im Sinne des Absatzes 2 keiner Baugenehmigung, baurechtlichen
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Zustimmung oder Genehmigung nach anderen Vorschriften, so tritt an die Stelle der Zustimmung nach
Absatz 2 die Genehmigung der Stralienbaubehdrde.

(7) Anlagen der AuBenwerbung stehen auBerhalb der zur ErschlieBung der anliegenden Grundstiicke
bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten den Hochbauten des Absatzes 1 und den baulichen Anlagen des
Absatzes 2 gleich. 2An Briicken Uiber Staatsstrafen oder KreisstraRen auRerhalb dieser Teile der
Ortsdurchfahrten diirfen Anlagen der AuRenwerbung nicht angebracht werden. 3W eitergehende bundes-
oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberthrt.

(8) Die Absatze 1 bis 6 gelten nicht, wenn das Bauvorhaben den Festsetzungen eines Bebauungsplanes im
Sinne des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBI. |

S. 2414), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBI. |1 S. 1722) gedndert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, entspricht, der mindestens die Begrenzung der
Verkehrsflachen sowie die an diesen gelegenen lGberbaubaren Grundsticksflachen enthalt und unter
Mitwirkung der StralRenbaubehdrde zustande gekommen ist.

(9) *Von den Verboten der Absatze 1, 5 und 7 kénnen im Einzelfall Ausnahmen zugelassen werden, wenn
ihre Durchfiihrung zu einer offenbar nicht beabsichtigten Harte fihren wirde und die Abweichung mit den
offentlichen Belangen vereinbar ist oder wenn Grunde des Wohls der Allgemeinheit die Abweichung
erfordern. 2Ausnahmen kénnen mit Bedingungen und Auflagen versehen werden. 3Die Entscheidung wird
im Baugenehmigungsverfahren durch die untere Bauaufsichtsbehdrde im Einvernehmen mit der
StralRenbaubehdrde oder, wenn kein Baugenehmigungsverfahren durchgefihrt wird, in einem eigenen
Verfahren durch die StraRenbaubehérde getroffen.

(10) *wird infolge der Anwendung der Absatze 1, 2, 5 und 6 die bauliche Nutzung eines Grundstucks, auf
deren Zulassung bisher ein Rechtsanspruch bestand, ganz oder teilweise aufgehoben, so kann der
Eigentimer insoweit eine angemessene Entschadigung in Geld verlangen, als seine Vorbereitungen zur
baulichen Nutzung des Grundstlicks in dem bisher zulassigen Umfang fir ihn an Wert verlieren oder eine
wesentliche Wertminderung des Grundstticks eintritt. 2Zur Entschadigung ist der Trager der
StralRenbaulast verpflichtet.

(11) Im Falle des Absatzes 5 entsteht der Anspruch nach Absatz 10 erst, wenn der Plan unanfechtbar
geworden oder mit der Ausfihrung begonnen worden ist, spatestens jedoch nach Ablauf von vier Jahren,
nachdem die Beschrankungen der Absatze 1 und 2 in Kraft getreten sind.

(12) Die Gemeinden kdénnen durch Satzung vorschreiben, dass flr bestimmte
GemeindeverbindungsstraRen auBerhalb der geschlossenen Ortslage die Absatze 1 bis 3, 5 bis 7 und 9 bis
11 insgesamt entsprechend anzuwenden sind, wobei die in den Absatzen 1 und 2 genannten Abstande

geringer festgesetzt werden kénnen. 14

§ 25
Freihalten der Sicht bei Kreuzungen und Einmiindungen

(1) Bauliche Anlagen durfen nicht errichtet oder geandert werden, wenn dadurch

1. bei h6hengleichen Kreuzungen von StraSen oder bei StraReneinmindungen,

2. bei h6hengleichen Kreuzungen von Straflen mit dem 6ffentlichen Verkehr dienenden Schienenbahnen
die Sicht behindert und die Verkehrssicherheit beeintrachtigt wird.
(2) 1§ 24 Abs. 10 und 11 gilt entsprechend mit der MaBgabe, dass bei Kreuzungen von StraRen

verschiedener StraBenklassen die Entschadigung vom Trager der StraBenbaulast fur die hdher
klassifizierte Strale zu leisten ist. 2Im Fall des Absatzes 1 Nummer 2 ist der Trager der StraRenbaulast
unbeschadet seiner Ausgleichsanspriche nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. Marz 1971 (BGBI. | S. 337), das zuletzt durch Artikel 462 der Verordnung vom
31. August 2015 (BGBI. | S. 1474) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, zur

Entschadigung verpflichtet. 1°

5. Abschnitt
Schutz der 6ffentlichen StraBen

§ 26
Schutzwaldungen
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(1) Waldungen und Geholze langs der StraBBen kdnnen auf Antrag der StraSenbaubehérde zu
Schutzwaldungen erklart werden, soweit dies zum Schutz der StralSe gegen nachteilige Einwirkungen der
Natur oder im Interesse der Sicherheit des Verkehrs notwendig ist.

(2) 'Die Schutzwaldungen sind vom Nutzungsberechtigten zu erhalten und den Schutzzwecken
entsprechend zu bewirtschaften. 2Die Uberwachung obliegt der Forstbehérde im Benehmen mit der
StraRenbaubehdrde. 3Der Nutzungsberechtigte kann vom Trager der StraRenbaulast insoweit eine
angemessene Entschadigung in Geld verlangen, als ihm durch die Verpflichtung nach Satz 1
Vermodgensnachteile entstehen.

§ 27
SchutzmafSinahmen

(1) 'Die Eigentiimer und Besitzer der der StraBe benachbarten Grundstiicke haben die zum Schutz der
StraBBe vor nachteiligen Einwirkungen der Natur wie Schneeverwehungen, Steinschlag, Vermurrungen,

Uberschwemmungen notwendigen Vorkehrungen zu dulden. 2Die StraBenbaubehérde hat dem
Betroffenen die Durchfiihrung der MaRnahmen mindestens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen, es
sei denn, dass Gefahr im Verzuge ist. 3Der Betroffene ist berechtigt, die Maknahmen im Einvernehmen mit
der StraBenbaubehérde selbst durchzufiihren. 4Der Trager der Straenbaulast hat dem Betroffenen
Aufwendungen und Schaden in Geld zu ersetzen, soweit diese nicht Folge von Veranderungen auf
benachbarten Grundsticken sind, die der Betroffene zu vertreten hat.

(2) tAnpflanzungen und Z&une sowie Stapel, Haufen oder andere mit dem Grundsttick nicht fest
verbundene Einrichtungen durfen nicht angelegt oder unterhalten werden, wenn sie die Sicherheit oder
Leichtigkeit des Verkehrs beeintréchtigen. 2Werden sie entgegen Satz 1 angelegt oder unterhalten, so sind
sie auf schriftliches Verlangen der StraRenbaubehdrde von dem nach Absatz 1 Verpflichteten binnen
angemessener Frist zu beseitigen. 3Nach Ablauf der Frist kann die StraBenbaubehérde die Anpflanzung
oder Einrichtung auf Kosten des Betroffenen beseitigen oder beseitigen lassen.

(3) 'Im Falle des Absatzes 2 hat der Betroffene die Kosten zu tragen, die durch die Beseitigung der
Einrichtung oder Anpflanzung entstehen. 2Das gilt nicht, wenn die Einrichtung oder Anpflanzung schon bei
Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhanden war oder wenn die Voraussetzungen fir ihre Beseitigung
deswegen eintreten, weil die Stralse neu angelegt oder ausgebaut worden ist; in diesen Fallen hat der
Trager der Strallenbaulast dem Betroffenen Aufwendungen und Schaden in Geld zu ersetzen.

§ 28
Bepflanzung des StraBenkorpers

(1) 'Die Bepflanzung des StraRenkorpers sowie ihre Pflege und Unterhaltung bleibt dem Trager der
Strakenbaulast vorbehalten. 2Dem Natur- und Landschaftsschutz ist Rechnung zu tragen. 3Die

Bepflanzung ist im Benehmen mit der zustandigen Naturschutzbehdrde vorzunehmen. 4Die
StraBBenanlieger haben die erforderlichen MaRnahmen zu dulden.

(2) In Ortsdurchfahrten im Zuge von Staatsstrafen und KreisstraRen steht die Befugnis nach Absatz 1
der Gemeinde zu, auch wenn sie nicht Trager der StralRenbaulast ist.

6. Abschnitt
Kreuzungen und Umleitungen

§ 29
Kreuzungen o6ffentlicher StraRen

(1) *Kreuzungen im Sinne dieses Gesetzes sind Uberschneidungen éffentlicher StraBen in gleicher Héhe
sowie Uberfiihrungen und Unterfiihrungen. 2Einmiindungen &ffentlicher StraRen stehen den Kreuzungen
gleich. 3Minden mehrere StraRen an einer Stelle in eine andere StraRe ein, so gelten diese Einmiindungen
als Kreuzung aller beteiligten StraRen.

(2) *Uber den Bau neuer sowie iiber die Anderung bestehender Kreuzungen wird vorbehaltlich des § 74
Absatz 6 und 7 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit § 39 Absatz 5 und 6 durch
Planfeststellung entschieden. 2Diese soll zugleich die Aufteilung der Kosten regeln, soweit die beteiligten
Baulasttrager keine Vereinbarung hieriiber geschlossen haben.
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(3) Ergénzungen an Kreuzungsanlagen sind wie Anderungen zu behandeln. 16

§ 30
Kostentragung bei Kreuzungen offentlicher StralRen

(1) 'Beim Bau einer neuen Kreuzung mehrerer 6ffentlicher StraBen hat der Trager der Straenbaulast der
neu hinzukommenden StraBe die Kosten der Kreuzung zu tragen. 2Zu ihnen gehéren auch die Kosten der
Anderungen, die durch die neue Kreuzung an den anderen 6ffentlichen StraRen unter Berlicksichtigung
der Ubersehbaren Verkehrsentwicklung notwendig sind. 3Die Anderung einer bestehenden Kreuzung ist
als neue Kreuzung zu behandeln, wenn ein 6ffentlicher Weg, der nach der Beschaffenheit seiner Fahrbahn
nicht geeignet und nicht dazu bestimmt war, einen allgemeinen Kraftfahrzeugverkehr aufzunehmen, zu
einer diesem Verkehr dienenden StralRe ausgebaut wird.

(2) Werden mehrere Stralen gleichzeitig neu angelegt oder an bestehenden Kreuzungen Anschlussstellen
neu geschaffen, so haben die Trager der StralRenbaulast die Kosten der Kreuzungsanlage im Verhaltnis der
Fahrbahnbreiten der an der Kreuzung beteiligten StraRenaste zu tragen.

(3) Wird eine hohenungleiche Kreuzung geandert, so fallen die dadurch entstehenden Kosten

1. demijenigen Trager der StraRenbaulast zur Last, der die Anderung verlangt oder hatte verlangen
mussen,

2. den beteiligten Tragern der StraRenbaulast zur Last, die die Anderung verlangen oder hatten
verlangen missen, und zwar im Verhaltnis der Fahrbahnbreiten der an der Kreuzung beteiligten
StraBenaste nach der Anderung.

(4) 'wird eine héhengleiche Kreuzung geandert, so gilt fiir die dadurch entstehenden Kosten der
Anderung Absatz 2. 2Betragt der durchschnittliche tagliche Verkehr mit Kraftfahrzeugen auf einem der an
der Kreuzung beteiligten Straenaste nicht mehr als 20 vom Hundert des Verkehrs auf den anderen
beteiligten StraBenasten, so haben die Trager der StralRenbaulast der verkehrsstarkeren StralRenaste im
Verhéltnis der Fahrbahnbreiten den Anteil der Anderungskosten mitzutragen, der auf den Trager der
StraBBenbaulast des verkehrsschwacheren Strafenastes entfallen wirde.

(5) Bei der Bemessung der Fahrbahnbreiten sind die Rad- und Gehwege, die Trennstreifen und befestigten
Seitenstreifen einzubeziehen.

§ 31
Unterhaltung von StraBenkreuzungen

(1) 'Bei héhengleichen Kreuzungen hat der Trager der Straenbaulast der héheren StraRenklasse die

Kreuzungsanlage zu unterhalten. 2Bei Uber- oder Unterfiihrungen hat das Kreuzungsbauwerk der Trager
der StralRenbaulast der hdheren StralSenklasse, die Ubrigen Teile der Kreuzungsanlage der Trager der
StralBenbaulast der StraBenklasse, zu der sie gehdren, zu unterhalten.

(2) In den Fallen des § 30 Abs. 1 hat der Trager der StraRenbaulast der neu hinzukommenden StralRe dem
Trager der StraRenbaulast der vorhandenen StralRe die Mehrkosten flr die Unterhaltung zu erstatten, die

ihm durch die Regelung nach Absatz 1 entstehen. 2Die Mehrkosten sind auf Verlangen eines Beteiligten
abzuldsen.

(3) Nach einer wesentlichen Anderung einer bestehenden Kreuzung haben die Trager der StraRenbaulast
ihre veranderten Kosten fur Unterhaltung und Erneuerung sowie fur Wiederherstellung im Falle der
Zerstorung durch héhere Gewalt ohne Ausgleich zu tragen.

(4) Die Vorschriften der Absatze 1 bis 3 gelten nicht, soweit etwas anderes vereinbart wird.

(5) Abweichende Regelungen werden in dem Zeitpunkt hinfallig, in dem nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
eine wesentliche Anderung an der Kreuzung durchgefiihrt wird. 1/

§ 32
Kreuzungen mit Gewassern

(1) *'Werden StraRen neu angelegt oder ausgebaut und missen dazu Kreuzungen mit Gewassern
(Brucken oder UnterflUhrungen) hergestellt oder bestehende Kreuzungen gedndert werden, so hat der
Trager der StraRenbaulast die dadurch entstehenden Kosten zu tragen. 2Die Kreuzungsanlagen sind so
auszufuhren, dass unter Bericksichtigung der Gbersehbaren Entwicklung der wasserwirtschaftlichen
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Verhaltnisse der Wasserabfluss nicht nachteilig beeinflusst wird.

(2) 'Werden Gewasser ausgebaut (§ 67 Absatz 2 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. Juli 2009 [BGBI. |
S. 2585], das zuletzt durch Artikel 320 der Verordnung vom 31. August 2015 [BGBI. | S. 1474] geandert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung) und werden dazu Kreuzungen mit Stral’en hergestellt oder
bestehende Kreuzungen geandert, so hat der Trager des Ausbauvorhabens die dadurch entstehenden
Kosten zu tragen. 2Wird eine neue Kreuzung erforderlich, weil ein Gewasser hergestellt wird, so ist die
Ubersehbare Verkehrsentwicklung auf der StraBe zu berlcksichtigen. *Wird die Herstellung oder
Anderung einer Kreuzung erforderlich, weil das Gewasser wesentlich umgestaltet wird, so sind die
gegenwartigen Verkehrsbediirfnisse zu berlicksichtigen. 4Verlangt der Trager der Straenbaulast
weitergehende Anderungen, so hat er die Mehrkosten hierfiir zu tragen.

(3) Wird eine StraRe neu angelegt und wird gleichzeitig ein Gewasser hergestellt oder aus anderen als
straenbaulichen Grinden wesentlich umgestaltet, so dass eine neue Kreuzung entsteht, so haben der
Trager der StraBenbaulast und der Trager des Gewasserausbaues die Kosten der Kreuzung je zur Halfte
zu tragen.

(4) *Werden eine StraRe und ein Gewasser gleichzeitig ausgebaut und wird infolgedessen eine bestehende
Kreuzungsanlage geandert oder durch einen Neubau ersetzt, so haben der Trager des Gewasserausbaues
und der Trager der Strallenbaulast die dadurch entstehenden Kosten fur die Kreuzungsanlage in dem
Verhaltnis zu tragen, in dem die Kosten bei getrennter Durchfihrung der MaBnahme zueinander stehen

wirden. ?Gleichzeitigkeit im Sinne des Satzes 1 liegt vor, wenn baureife Plane vorhanden sind, die eine
gleichzeitige Baudurchfihrung ermaoglichen.

(5) Kommt Uber eine Kreuzungsmaflinahme oder ihre Kostenregelung eine Einigung nicht zustande, so ist
dariiber durch Planfeststellung zu entscheiden. 18

§ 33
Unterhaltung der Kreuzungen mit Gewassern

(1) 'Der Trager der StraRenbaulast hat die Kreuzungsanlage von Stralen und Gewassern auf seine Kosten
zu unterhalten, soweit nichts anderes vereinbart oder durch Planfeststellung bestimmt wird. 2Die
Unterhaltungspflicht des Tragers der StralRenbaulast erstreckt sich nicht auf Leitwerke, Leitpfahle, Dalben,
Absetzpfahle oder dhnliche Einrichtungen zur Sicherung der Durchfahrt unter Bricken im Zuge von

StralRen fir die Schifffahrt sowie auf Schifffahrtszeichen. 3Soweit diese Einrichtungen auf Kosten des
Tragers der StraRenbaulast herzustellen waren, hat dieser dem Unterhaltungspflichtigen die
Unterhaltungskosten und die Kosten des Betriebes dieser Einrichtungen zu ersetzen oder abzulésen.

(2) 'wird im Falle des § 32 Abs. 2 eine neue Kreuzung hergestellt, hat der Trager des Ausbauvorhabens
die Mehrkosten flr die Unterhaltung und den Betrieb der Kreuzungsanlage zu erstatten oder abzulésen.

2Ersparte Unterhaltungskosten fir den Fortfall vorhandener Kreuzungsanlagen sind anzurechnen.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten nicht, wenn bei dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die Tragung der Kosten
aufgrund eines bestehenden Rechts anders geregelt ist.

§ 34
Ermachtigung zu Rechtsverordnungen

Die oberste Stralenbaubehérde kann Rechtsverordnungen erlassen, durch die naher bestimmt wird

1. der Umfang der Kosten nach §§ 30 und 32;

2. welche StraRenanlagen zur Kreuzungsanlage und welche Teile einer Kreuzung nach § 31 Abs. 1 und 2
zu der einen oder der anderen StraRe gehdren;

3. welche Anlagen einer StraBe oder eines Gewassers zur Kreuzungsanlage nach § 33 gehoren;
4. die Berechnung und die Zahlung von Ablésebetragen nach § 31 Abs. 2 und nach § 33 Abs. 1 und 2.

§ 35
Umleitungen

(1) Bei vorubergehender Beschrankung des Gemeingebrauchs auf einer Strae gemaR § 15 sind die
Trager der StraBBenbaulast anderer 6ffentlicher StraBen einschlieSlich der BundesfernstraBen verpflichtet,
den Umleitungsverkehr auf ihren Strallen zu dulden.
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(2) Vor der Beschrankung sind der Trager der StraBenbaulast fur die Umleitungsstrecke, die
StraBenverkehrsbehdrden und die Gemeinden, deren Gebiet die StralRe berthrt, zu unterrichten.

(3) *Im Benehmen mit dem Trager der StraRenbaulast fir die Umleitungsstrecke ist festzustellen, welche
MaRnahmen notwendig sind, um die Umleitungsstrecke fur die Aufnahme des zusatzlichen Verkehrs
verkehrssicher zu machen. ?Die hierfur nétigen Mehraufwendungen sind dem Trager der StraRenbaulast
fur die Umleitungsstrecke zu erstatten. 3Das gilt auch fur die Aufwendungen, die der Trager der
StralBenbaulast fUr die Umleitungsstrecke zur Beseitigung wesentlicher durch die Umleitung verursachter
Schaden machen muss.

(4) *Muss die Umleitung ganz oder zum Teil Gber private Wege geleitet werden, die dem &ffentlichen
Verkehr dienen, so ist der Eigentiimer zur Duldung der Umleitung auf schriftliche Anforderung durch die
StraRenbaubehdrde verpflichtet. 2Absatz 3 Satz 1 und 2 gilt entsprechend. 3Der Trager der
StraBenbaulast der umgeleiteten Strecke hat auf Antrag des Eigentimers die Umleitungsstrecke in einen
verkehrssicheren Zustand zu versetzen, wahrend der Umleitung zu unterhalten und nach Aufhebung der
Umleitung den friheren Zustand wieder herzustellen.

(5) Die Absatze 1 bis 4 gelten entsprechend, wenn neue Staats- oder KreisstralSen voribergehend Uber
andere dem o6ffentlichen Verkehr dienende Straflen oder Wege an das StraRennetz angeschlossen werden
mussen.

7. Abschnitt
Planungen, Planfeststellung und Enteignung

§ 36
Planungen

(1) Bei Planungen, welche den Bau neuer oder die wesentliche Anderung bestehender Straken von
Uberértlicher Bedeutung betreffen, sind die Grundsatze der Raumordnung zu berucksichtigen und die
Ziele der Raumordnung zu beachten.

(2) Bei 6rtlichen und iberdrtlichen Planungen, welche die Anderung bestehender oder den Bau neuer
Staats- und KreisstralRen zur Folge haben kénnen, hat die planende Behérde das Einvernehmen mit der

StraRenbaubehdrde unbeschadet weitergehender gesetzlicher Vorschriften rechtzeitig herzustellen. 1°

§ 37
Planungsgebiet

(1) 'Um die Planung der Staatsstraen und Kreisstraen zu sichern, kann die Planfeststellungsbehérde
durch Rechtsverordnung fiir die Dauer von hdchstens zwei Jahren Planungsgebiete festlegen. 2Die
Gemeinden und Landkreise, deren Bereich durch die festzulegenden Planungsgebiete betroffen wird, sind
vorher zu héren. 3Die Frist kann, wenn besondere Umstande es erfordern, durch Rechtsverordnung auf
hochstens vier Jahre verlangert werden. “Die Festlegung tritt mit Beginn der Auslegung der Plane im
Planfeststellungsverfahren oder zu dem Zeitpunkt aufSer Kraft, zu dem den Betroffenen Gelegenheit
gegeben wird, den Plan einzusehen. >lhre Dauer ist auf die Vierjahresfrist des § 40 Abs. 2 anzurechnen.

(2) 'Vom Tage des Inkrafttretens der Rechtsverordnung an dirfen auf den vom Plan betroffenen Flachen
bis zu ihrer Ubernahme durch den Trager der StraRenbaulast wesentlich wertsteigernde oder den
geplanten Strallenbau erheblich erschwerende Veranderungen nicht vorgenommen werden.

2Veranderungen, die in rechtlich zuldssiger Weise vorher begonnen worden sind, Unterhaltungsarbeiten
und die Fortfliihrung einer bisher ausgelbten Nutzung werden hiervon nicht beruhrt.

(3) LAuf die Festlegung eines Planungsgebietes ist in Gemeinden, deren Bereich betroffen wird,
hinzuweisen. 2Planungsgebiete sind auerdem in Karten kenntlich zu machen, die in den Gemeinden
wahrend der Geltungsdauer der Festlegung zur Einsicht auszulegen sind.

(4) Die Planfeststellungsbehdrde kann Ausnahmen von der Veranderungssperre zulassen, wenn
Uberwiegende 6ffentliche Belange nicht entgegenstehen.

§ 38
Vorarbeiten
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(1) *Eigentiimer und sonstige Nutzungsberechtigte haben zur Vorbereitung der Planung und der
Baudurchfiihrung notwendige Vermessungen, Boden- und Grundwasseruntersuchungen einschliellich
der voribergehenden Anbringung von Markierungszeichen und sonstige Vorarbeiten durch die
StraBenbaubehérde oder von ihr Beauftragte zu dulden. 2Wohnungen dirfen nur mit Zustimmung des
Wohnungsinhabers betreten werden. 3Satz 2 gilt nicht fir Arbeits-, Betriebs- oder Geschaftsraume
wahrend der jeweiligen Arbeits-, Geschafts- oder Aufenthaltszeiten.

(2) 'Die Absicht, solche Arbeiten auszufiihren, ist dem Eigentiimer oder sonstigen Nutzungsberechtigten
mindestens zwei Wochen vorher durch die StraBenbaubehérde bekanntzugeben. 2Sind Eigentimer oder
sonstige Nutzungsberechtigte von Person nicht bekannt oder ist deren Aufenthalt unbekannt und lassen
sie sich in angemessener Frist nicht ermitteln, kann die Benachrichtigung durch ortsubliche
Bekanntmachung in den Gemeinden, in deren Bereich die Vorarbeiten durchzufthren sind, erfolgen.

(3) LEntstehen durch eine Maknahme nach Absatz 1 einem Eigentiimer oder sonstigen
Nutzungsberechtigten unmittelbare Vermdgensnachteile, so hat der Trager der StralRenbaulast eine
angemessene Entschadigung in Geld zu leisten. 2Kommt eine Einigung Uber die Geldentschadigung nicht
zustande, so setzt die Enteignungsbehoérde auf Antrag der StraRenbaubehdrde oder des Berechtigten die

Entschadigung fest. 3Vor der Entscheidung sind die Beteiligten zu héren. 20

§ 39
Planfeststellung

(1) Staatsstralen und Kreisstrafen dirfen nur gebaut oder gedndert werden, wenn der Plan vorher
festgestellt ist. 2Dasselbe gilt fir Gemeindestrafen und sonstige 6ffentliche StraRen, wenn eine
Umweltvertraglichkeitsprifung nach Absatz 2 erforderlich ist. 3Fiir den Neubau oder die Anderung einer
offentlichen Stral3e innerhalb eines angemessenen Sicherheitsabstandes von Betrieben nach Artikel 2 der
Richtlinie 2012/18/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der
Gefahren schwerer Unfalle mit gefahrlichen Stoffen, zur Anderung und anschlieBenden Aufhebung der
Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABI. L 197 vom 24.7.2012, S. 1) ist ein Planfeststellungsverfahren
durchzufihren, wenn die geplante MaBnahme Ursache von schweren Unfallen sein kann, durch sie das
Risiko eines schweren Unfalls vergréRert werden kann oder durch sie die Folgen eines solchen Unfalls
verschlimmert werden kdnnen.

(2) Erforderlichkeit und Durchflihrung der Umweltvertraglichkeitsprifung bestimmen sich nach den
Vorschriften des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Dezember 2015
(BGBL. I S. 2490) geandert worden ist, und des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung im
Freistaat Sachsen in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juli 2007 (SachsGVBI. S. 349), das zuletzt
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. Juli 2013 (SachsGVBI. S. 503) geandert worden ist, in den jeweils
geltenden Fassungen.

(3) 'Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berihrten 6ffentlichen und privaten Belange
abzuwagen. 2Es gelten die §§ 72 bis 78 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, soweit im Folgenden nichts
anderes bestimmt ist.

(3a) 1§ 73 Absatz 3 Satz 2, § 74 Absatz 6 und 7 sowie § 76 Absatz 2 und 3 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes finden unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 3 keine
Anwendung. 2Die Bekanntmachung der Auslegung muss unter den Voraussetzungen des Absatzes 1
Satz 3 neben den Angaben nach § 73 Absatz 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes die in Artikel 15
Absatz 2 der Richtlinie 2012/18/EU genannten Informationen enthalten. 3Der Plan, der der betroffenen
Offentlichkeit zuganglich gemacht wird, umfasst unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 3 neben
den Zeichnungen und Erlauterungen nach § 73 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes auch die
erforderlichen Angaben nach Artikel 15 Absatz 3 der Richtlinie 2012/18/EU.

(4) *Die Anhérungsbehdrde kann auf die Erérterung nach § 73 Absatz 6 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes und § 9 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes Uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung verzichten. 2Soll ein ausgelegter Plan gedndert werden, kann im Regelfall
von der Erdrterung abgesehen werden. 3Fir die Planergédnzung und das erganzende Verfahren im Sinne
des § 75 Absatz 1la Satz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und flr die Plananderung vor
Fertigstellung des Vorhabens qilt § 76 des Verwaltungsverfahrensgesetzes mit der MaRgabe, dass im Fall
des § 76 Absatz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes von einer Erorterung abgesehen werden kann.

(5) 1Soll eine Plangenehmigung fiir ein Vorhaben erteilt werden, fiir das eine

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 24.03.2016 Seite 18 von 30


https://www.revosax.sachsen.de/#FNID_20
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/413/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=5980
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/429/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/429/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/429/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/429/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/429/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/413/redirect
https://www.revosax.sachsen.de/federal_laws/429/redirect

Sachsisches Stralengesetz

Umweltvertraglichkeitspriifung nach Absatz 2 durchgefiihrt werden muss, ist die Offentlichkeit
entsprechend § 9 Absatz 3 des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung einzubeziehen. 2Bedarf
die Plangenehmigung nach § 74 Absatz 6 des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Einvernehmens einer
anderen Behérde, ist Uiber das Einvernehmen innerhalb von einem Monat nach Ubermittlung des

Bescheidentwurfs zu entscheiden. 3Nach fruchtlosem Verstreichen der Frist gilt das Einvernehmen als
erteilt.

(6) Die Entscheidung im Falle des § 74 Absatz 7 des Verwaltungsverfahrensgesetzes trifft die
Strallenbaubehdrde.

(7) 1Bebauungsplane nach § 9 des Baugesetzbuches ersetzen die Planfeststellung. 2Wird eine Erganzung
notwendig oder soll von den Festsetzungen eines Bebauungsplanes abgewichen werden, ist die
Planfeststellung oder Plangenehmigung insoweit durchzufhren. 3In diesen Fallen gelten die §§ 40, 43
Absatz 1, 2, 4 und 5 sowie § 44 des Baugesetzbuches.

(8) Wird mit der Durchfiihrung des Planes nicht innerhalb von zehn Jahren nach Eintritt der
Unanfechtbarkeit der Planfeststellung oder der Plangenehmigung begonnen, tritt er auSer Kraft.

(9) TAnhérungsbehdrde, Planfeststellungsbehdrde und Plangenehmigungsbehdrde ist die Landesdirektion
Sachsen. ?Dies gilt auch fir BundesfernstraRen. 3Das Sachsische Staatsministerium fir Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr Ubt die Fachaufsicht aus.

(10) Die Anfechtungsklage gegen einen Planfeststellungsbeschluss oder eine Plangenehmigung hat keine
aufschiebende Wirkung 21 .

8§40
Veranderungssperre

(1) *'Vom Beginn der Auslegung der Plane im Planfeststellungsverfahren oder von dem Zeitpunkt an, zu
dem den Betroffenen Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzusehen (§ 73 Absatz 3 Satz 2 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes), dirfen auf den vom Plan betroffenen Flachen bis zu ihrer Ubernahme
durch den Trager der StraBenbaulast wesentlich wertsteigernde oder den geplanten StraRenbau erheblich
erschwerende Veranderungen nicht vorgenommen werden. 2Veranderungen, die in rechtlich zuldssiger
Weise vorher begonnen worden sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortfuhrung einer bisher ausgelbten
Nutzung werden hiervon nicht berihrt. 3In den Fallen des Satzes 1 steht dem Trager der StraRenbaulast
an den betroffenen Flachen ein Vorkaufsrecht zu.

(2) 'Dauert die Veranderungssperre langer als vier Jahre, so kénnen die Eigenttimer flr die dadurch
entstandenen Vermdgensnachteile vom Trager der Stralenbaulast eine angemessene Entschadigung in
Geld verlangen. 2Sie kénnen ferner die Ubernahme der vom Plan betroffenen Flachen verlangen, wenn es
ihnen mit Ricksicht auf die Veranderungssperre wirtschaftlich nicht zuzumuten ist, die Grundsttcke in der
bisherigen oder einer anderen zuldssigen Art zu nutzen. 3Kommt eine Einigung Gber die Ubernahme nicht
zustande, so kdnnen die Eigentiimer die Durchfiihrung des Enteignungsverfahrens verlangen. 4Im
Ubrigen gelten die allgemeinen Vorschriften tiber die Enteignung.

(3) § 37 Abs. 4 gilt entsprechend. 22

§41
Einstellung des Planfeststellungsverfahrens

wird das Vorhaben vor Erlass des Planfeststellungsbeschlusses aufgegeben, so stellt die
Planfeststellungsbehdrde das Verfahren durch Beschluss ein. 2Der Beschluss ist in den Gemeinden, in
denen die Plane ausgelegen haben, ortsiiblich bekanntzumachen. 3Damit enden die Veranderungssperre
nach § 40 und die Anbaubeschrankungen nach § 24 Abs. 5.

§42
Vorzeitige Besitzeinweisung

(1) tIst der sofortige Beginn von Bauarbeiten geboten und weigert sich der Eigentiimer oder Besitzer, den
Besitz eines flr die StraBenbaumalnahme benoétigten Grundstlicks durch Vereinbarung unter Vorbehalt
aller Entschadigungsanspriiche zu Uberlassen, so hat die Enteignungsbehérde den Trager der
StraBBenbaulast auf Antrag nach Feststellung des Planes oder Erteilung der Plangenehmigung in den Besitz
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einzuweisen. 2W eiterer Voraussetzungen bedarf es nicht.

(2) 'Die Enteignungsbehoérde hat spatestens sechs Wochen nach Eingang des Antrages auf
Besitzeinweisung mit den Beteiligten mindlich zu verhandeln. 2Hierzu sind die StraBenbaubehérde und die
Betroffenen zu laden. 3Dabei ist den Betroffenen der Antrag auf Besitzeinweisung mitzuteilen. 4Die
Ladungsfrist betragt drei Wochen. >Mit der Ladung sind die Betroffenen aufzufordern, etwaige
Einwendungen gegen den Antrag moglichst vor der mindlichen Verhandlung bei der Enteignungsbehérde
einzureichen. °Sie sind auRerdem darauf hinzuweisen, dass auch bei Nichterscheinen (iber den Antrag auf
Besitzeinweisung und andere im Verfahren zu erledigende Antrage entschieden werden kann.

(3) 'Soweit der Zustand des Grundstlicks von Bedeutung ist, hat die Enteignungsbehdrde diesen bis zum
Beginn der mundlichen Verhandlung in einer Niederschrift festzustellen oder durch einen
Sachverstandigen ermitteln zu lassen. 2Den Beteiligten ist eine Abschrift der Niederschrift oder des
Ermittlungsergebnisses zu Ubersenden.

(4) *Der Beschluss Uber die Besitzeinweisung ist dem Antragsteller und den Betroffenen spéatestens zwei
Wochen nach der miindlichen Verhandlung zuzustellen. 2Die Besitzeinweisung wird in dem von der
Enteignungsbehérde bezeichneten Zeitpunkt wirksam. 3Dieser Zeitpunkt ist auf héchstens zwei Wochen
nach Zustellung der Anordnung Uber die vorzeitige Besitzeinweisung an den unmittelbaren Besitzer
festzusetzen. 4Durch die Besitzeinweisung wird dem Besitzer der Besitz entzogen. >Der Trager der
StraBenbaulast darf auf dem Grundstlick das im Antrag auf Besitzeinweisung bezeichnete Bauvorhaben
ausfuhren und die daflr erforderlichen MaBnahmen treffen.

(5) 'Der Trager der StraRenbaulast hat fiir die durch die vorzeitige Besitzeinweisung entstehenden
Vermoégensnachteile Entschadigung zu leisten, soweit diese Nachteile nicht durch die Verzinsung der
Geldentschadigung fir die Entziehung oder Beschrankung des Eigentums oder eines anderen Rechts

ausgeglichen werden. ?Art und Héhe der Entschadigung sind von der Enteignungsbehdrde in einem
Beschluss festzusetzen.

(6) 'Wird der festgestellte oder genehmigte Plan aufgehoben, so ist auch die vorzeitige Besitzeinweisung
aufzuheben und der vorherige Besitzer wieder in den Besitz einzuweisen. 2Der Trager der StraRenbaulast
hat fur alle durch die vorzeitige Besitzeinweisung entstandenen besonderen Nachteile Entschadigung zu

leisten. 3Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend. 23

§ 42a
Vertreter des Eigentimers

1Sind die Eigentumsverhaltnisse an einem Grundstiick ungeklart, so hat die Rechtsaufsichtsbehdrde der
Gemeinde, in der das Grundstuck liegt, in den Fallen, in denen ein Plangenehmigungsverfahren
durchgefihrt werden soll, auf Antrag der Planfeststellungsbehdérde, in den Fallen, in denen eine vorzeitige
Besitzeinweisung angeordnet werden soll, auf Antrag der Enteignungsbehérde und in den Fallen, in denen
Vorarbeiten durchgefuhrt werden sollen, auf Antrag des StralRenbaulasttragers innerhalb von zwei
Wochen nach Antragstellung einen Vertreter des Eigentiimers zu bestellen. 2§ 16 Absatz 3 und 4 des

Verwaltungsverfahrensgesetzes findet entsprechende Anwendung. 24

8§43
Enteignung

(1) 'Die Trager der StraRenbaulast haben zur Erflllung ihrer Aufgaben das Enteignungsrecht. 2Die
Enteignung ist zulassig, soweit sie zur Ausfliihrung eines nach den Vorschriften des § 39 festgestellten
oder genehmigten Planes notwendig ist. 3Einer weiteren Feststellung der Zuldssigkeit der Enteignung
bedarf es nicht.

(2) Der festgestellte oder genehmigte Plan ist dem Enteignungsverfahren zugrunde zu legen und fur die
Enteignungsbehoérde bindend.

(3) Wenn sich ein Betroffener mit der Ubertragung oder Beschrénkung des Eigentums oder eines anderen
Rechts schriftlich einverstanden erklart hat, jedoch keine Einigung Uber die Entschadigung erzielt wurde,
kann das Entschadigungsverfahren durch die Enteignungsbehdérde auf Antrag eines Beteiligten unmittelbar
durchgefihrt werden.

(4) *Soweit der Trager der Stralenbaulast nach den §§ 22, 24, 26, 58, aufgrund eines
Planfeststellungsbeschlusses oder einer Plangenehmigung nach & 39 verpflichtet ist, eine Entschadigung in
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Geld zu leisten und Uber die Hohe der Entschadigung keine Einigung zwischen dem Betroffenen und dem
Trager der StraBenbaulast zustande kommt, entscheidet auf Antrag eines der Beteiligten die
Enteignungsbehdrde. 2Fir das Verfahren gelten die enteignungsrechtlichen Vorschriften Gber die
Feststellung von Entschadigungen entsprechend.

(5) Im Ubrigen gilt das Séachsische Enteignungs- und Entschadigungsgesetz vom 18. Juli 2001
(SachsGVBI. S. 453), das zuletzt durch Artikel 19 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130)

geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung. 2°

Zweiter Teil
StraBenbaulasttrager, Aufsicht und Zustandigkeit

§44
Trager der StraBenbaulast

(1) Der Freistaat Sachsen ist Trager der StraRenbaulast fur die Staatsstraen. ?Die Landkreise und die
Kreisfreien Stadte sind Trager der StraBenbaulast fir die Kreisstraken. 3Die Gemeinden sind Baulasttrager
der Gemeindestraien und der 6ffentlichen Feld- und Waldwege. 4Der Trager der Stralenbaulast fir die
anderen sonstigen 6ffentlichen Strallen wird in der Widmungsverfligung bestimmt.

(2) 'Die Gemeinden mit mehr als 30 000 Einwohnern sind Trager der Stralenbaulast fir die
Ortsdurchfahrten im Zuge von StaatsstraBen und Kreisstraen. 2MaRgebend ist die vom Statistischen

Landesamt zum 31. Dezember 2006 und anschlieRend alle zehn Jahre festgestelite Einwohnerzahl. 3Die
StralBenbaulast wechselt mit Beginn des dritten auf die Feststellung folgenden Haushaltsjahres.

(3) 'Werden Gemeindegrenzen geandert oder neue Gemeinden gebildet, so ist die in diesem Zeitpunkt
nach Absatz 2 Satz 2 festgestellte Einwohnerzahl des neuen Gemeindegebietes maRgebend. ?In diesen
Fallen wechselt die StraBenbaulast fir die Ortsdurchfahrten, wenn sie bisher dem Freistaat oder einem
Landkreis oblag, mit Beginn des dritten Haushaltsjahres nach dem Jahr der Gebietsanderung, sonst mit
der Gebietsanderung.

(4) LEine Gemeinde mit mehr als 10 000, aber weniger als 30 000 Einwohnern kann Trager der
StralRenbaulast fUr die Ortsdurchfahrten werden, wenn sie es mit Zustimmung der
Rechtsaufsichtsbehérde gegentiber dem Staatsministerium fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr erklart. 2Die
Rechtsaufsichtsbehérde darf ihre Zustimmung nur versagen, wenn Tatsachen vorliegen, die die
Leistungsfahigkeit der Gemeinde zur Ubernahme der StraBenbaulast ausschlieRen.

(5) *Soweit dem Freistaat Sachsen oder den Landkreisen die StraRenbaulast fur die Ortsdurchfahrten
obliegt, erstreckt sich diese nicht auf Gehwege und Parkplatze; insoweit ist die Gemeinde Trager der
StraBenbaulast. ?Dies gilt auch in den Fallen des § 5 Absatz 4 dieses Gesetzes und in den Fallen des § 5
Absatz 3a des Bundesfernstrallengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007
(BGBL. | S. 1206), das zuletzt durch Artikel 466 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. | S. 1474)

geandert worden ist, in der jeweiligen Fassung. 26

§ 45
StraBBenbaulast Dritter

(1) § 44 qilt nicht, soweit die StraRenbaulast aufgrund anderer gesetzlicher Vorschriften oder aufgrund
offentlich-rechtlicher Verpflichtungen anderen Tragern obliegt oder Gbertragen wird.

(2) Burgerlich-rechtliche Verpflichtungen Dritter zur Erflllung der Aufgaben aus der StraBenbaulast lassen
die StraBenbaulast als solche unberihrt.

§ 46
Unterhaltung von StraBBenteilen bei fremder Baulast

1Obliegt nach § 45 die StraRenbaulast fir die im Zuge einer Stralle gelegenen StraRenteile, z. B. Briicken
und Durchlasse, einem Dritten, so ist der nach § 44 an sich zustandige Trager der Stralenbaulast im Falle
einer gegenwartigen Gefahr fur die 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung berechtigt, nach vorheriger
Ankindigung auf Kosten des Dritten alle Malnahmen zu ergreifen, die im Interesse der Erhaltung der
Verkehrssicherheit erforderlich sind. ?In dringenden Ausnahmefallen kann die vorherige Ankiindigung
unterbleiben.
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§47
StraBenbaubehorden

(1) Oberste Strallenbaubehorde ist das Staatsministerium fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr.
(2) Die Aufgaben der StraRenbaubehérden werden wahrgenommen:

1. f0r StaatsstralRen vom Landesamt flr StraBenbau und Verkehr, soweit nicht die Gemeinden Trager
der StralBenbaulast fr die Ortsdurchfahrten sind, wobei die Unterhaltung und Instandsetzung nach
§ 48 durch die Landkreise und Kreisfreien Stadte erledigt werden;

2. fur die KreisstraBen von den Landkreisen, soweit nicht die Gemeinden Trager der StraBenbaulast fur
die Ortsdurchfahrten sind und von den Kreisfreien Stadten;

3. fur die GemeindestralRen und sonstigen offentlichen Straen sowie fir StaatsstralRen und
KreisstraBen, soweit ihnen fur diese in den Ortsdurchfahrten die StraBenbaulast obliegt, von den
Gemeinden. 27

§ 48
Unterhaltung und Instandsetzung der Staatsstralien

(1) 'Die Unterhaltung und Instandsetzung der StaatsstraBen werden durch die Landkreise und Kreisfreien
Stadte erledigt, soweit dem Freistaat Sachsen die StraRenbaulast obliegt. ?Alle anderen Aufgaben des
Baulasttragers, insbesondere Planung, Bau und Erneuerung von StaatsstralSen, obliegen dem Landesamt
fur Straenbau und Verkehr.

(2) *Im Rahmen der Erledigung der Unterhaltung und Instandsetzung sind die Landkreise und Kreisfreien
Stadte zustandig fur MaBnahmen, die der Erhaltung der Substanz und des Gebrauchswertes der
Verkehrsflachen einschlieRlich der Nebenflachen sowie der Umweltvertraglichkeit dienen. 2Die Unterhaltung
umfasst zum einen die MaRnahmen zur betrieblichen Erhaltung von Verkehrsflachen, einschliefSlich
Kontrolle und Wartung. 3Hierzu zahlen insbesondere auch der Winterdienst nach § 9 Abs. 2 Satz 2 sowie
die Erfullung der Verkehrssicherungspflicht und der verkehrssichernden Aufgaben nach § 9 Abs. 1 auf den
der StraBe benachbarten Grundstlicken, sofern der StraBenbaulasttrager verpflichtet ist. *Ausgenommen
ist die Verkehrssicherung fur die Durchfihrung von MaBnahmen, die nach dem Absatz 1 Satz 2 dem
Landesamt fUr StraBenbau und Verkehr obliegen. >Die Unterhaltung umfasst weiterhin die Manahmen zur
baulichen Unterhaltung von Verkehrsflachen. ®Hierzu zahlen bauliche Maknahmen kleineren Umfangs zur
Substanzerhaltung von Verkehrsflachen, die mit geringem Aufwand in der Regel sofort nach dem
Auftreten eines ortlich begrenzten Schadens von Hand oder maschinell ausgefihrt werden. ’ Die
Instandsetzung umfasst bauliche MaBnahmen zur Substanzerhaltung oder zur Verbesserung von
Oberflacheneigenschaften von Verkehrsflachen, die auf zusammenhangenden Flachen in der Regel in
Fahrbahnstreifenbreite bis zu einer Dicke von 4 cm ausgefiihrt werden. &Die Erledigung der Aufgaben
schlieRt alle notwendigen Vorbereitungs- und Kontrolltitigkeiten ein. °Hierzu gehéren insbesondere
Beschaffung, Verwahrung, Betrieb und Reparatur von Fahrzeugen, Maschinen und Geraten sowie die
Unterbringung des Personals und die Lagerung aller Materialien, soweit sie zur Erledigung der Aufgaben
nach diesem Absatz erforderlich sind. 1°Ausgenommen von der Ubertragung sind die
Tunnelbetriebseinrichtungen, Fernwirkanlagen und Strecken- und Netzbeeinflussungsanlagen.

(3) Die Landkreise und Kreisfreien Stadte nehmen die den Stralenbaubehérden nach § 15 obliegenden
Aufgaben und Befugnisse wahr, soweit dies fur die Erledigung der Unterhaltungs- und
Instandsetzungsmalnahmen erforderlich ist.

(4) *Zur Erfullung der Aufgaben nach den Absatzen 1 bis 3 werden den Landkreisen und Kreisfreien
Stadten vom Freistaat Sachsen die flr diesen Zweck veranschlagten Haushaltsmittel aus dem
Staatshaushalt zur Bewirtschaftung tbertragen. 2Die Bereitstellung der Haushaltsmittel erfolgt nach
MaBgabe der Durchfiihrungsbestimmungen zum Haushaltsplan des Freistaats Sachsen. 3Die Landkreise
und Kreisfreien Stadte erbringen Nachweise fur die zweckgerechte Bewirtschaftung der Mittel und erstellen
Abrechnungen fur die Kostenverteilung des Gemeinschaftsaufwandes nach einheitlichen Grundsatzen
einschlieBlich der anteiligen Kosten flr Fahrzeuge und Gerate gegenUber dem Landesamt fur Straenbau
und Verkehr.

(5) Das Staatsministerium fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung
den Umfang der Unterhaltungs- und Instandsetzungsaufgaben gemaR Absatz 2 ndher zu bestimmen. 28
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§49
StraRenaufsicht

(1) 'Die Erfullung der Aufgaben, die den Tragern der StraBenbaulast nach den gesetzlichen Vorschriften

obliegen, wird durch die StraBenaufsicht Gberwacht. 2Dies gilt auch fiir Aufgaben, deren Erledigung durch
dieses Gesetz auf Dritte Ubertragen wurde.

(2) Die Landkreise, Gemeinden, Verwaltungsverbande und Zweckverbande unterliegen als Trager der
StraBenbaulast nur der Rechtsaufsicht durch die StraBenaufsichtsbehérden nach MaRgabe des § 112
Absatz 2 und der §§ 113 bis 116 der Sachsischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 3. Marz 2014 (SachsGVBI. S. 146), die zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 29. April 2015
(SachsGVBI. S. 349) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.

(3) Die Aufgaben nach § 48 Abs. 1 werden von den Landkreisen und Kreisfreien Stadten nach Weisung
erledigt. 2Das Weisungsrecht ist nicht beschrankt. 3Die Beschrankungen nach § 2 Absatz 3 Satz 3 der
Sachsischen Gemeindeordnung und nach § 2 Absatz 3 Satz 3 der Sachsischen Landkreisordnung in der
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Marz 2014 (SachsGVBI. S. 180), die zuletzt durch Artikel 19 des
Gesetzes vom 29. April 2015 (SachsGVBI. S. 349) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,
finden keine Anwendung. *Fachaufsichtsbehérde ist die obere besondere StraBenaufsichtsbehérde nach
Absatz 5 Satz 2. >Die Fachaufsichtsbehérde kann die Befugnisse des Landkreises oder der Kreisfreien
Stadt bei Gefahr im Verzug oder dann austben, wenn einer Weisung innerhalb der gesetzten Frist keine
Folge geleistet wird.

(4) ist ein anderer als der Freistaat Sachsen oder eine der in Absatz 2 genannten Kérperschaften Trager
der StralRenbaulast, ist er bei der Wahrnehmung der sich aus der StraRenbaulast ergebenden Aufgaben an
die Anordnungen der StraRenaufsichtsbehérde gebunden. 2Kommt er diesen Anordnungen nicht innerhalb
einer ihm gesetzten angemessenen Frist nach, kann die StrafSenaufsichtsbehérde die notwendigen
MaBBnahmen an seiner Stelle und auf seine Kosten selbst durchfihren oder einen Dritten mit der
Durchfihrung beauftragen.

(5) 1Oberste StraRenaufsichtsbehdrde ist das Staatsministerium fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr.
20bere besondere StraRenaufsichtsbehdrde ist das Landesamt fiir StraRenbau und Verkehr. 3Untere
StraBenaufsichtsbehorden sind

1. fUr KreisstraRen sowie fir GemeindestraRen Kreisfreier Stadte das Landesamt flr Strafenbau und
Verkehr,

2. im Ubrigen die Landratsdmter und Kreisfreien Stadte als untere Verwaltungsbehérden. 29

§ 50
Behorden nach dem BundesfernstraBengesetz

(1) 1Oberste Landesstralenbaubehdrde ist das Staatsministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr.
2StraBenbaubehdrden sind

1. das Landesamt flr Straflenbau und Verkehr, wobei sich die Erledigung der Unterhaltung und
Instandsetzung von BundesstralRen nach § 50a richtet,

2. die Gemeinden, soweit sie Trager der Strallenbaulast fur die Bundesstralien sind.

(2) 1Oberste StraRenaufsichtsbehdrde ist das Staatsministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr.
2StraRenaufsichtsbehérde ist

1. das Landesamt fur Straenbau und Verkehr, soweit eine Gemeinde Trager der StraBBenbaulast ist
oder soweit die Aufgabenerledigung durch die Landkreise und Kreisfreien Stadte nach § 50a erfolgt,

2. im Ubrigen das Staatsministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr.

(3) 'Die Aufgaben nach § 50a werden von den Landkreisen und Kreisfreien Stadten nach Weisung erledigt.
2Das Weisungsrecht ist nicht beschrankt. 3Die Beschréankungen nach § 2 Absatz 3 Satz 3 der Sachsischen
Gemeindeordnung sowie nach § 2 Absatz 3 Satz 3 der Sachsischen Landkreisordnung finden keine
Anwendung. *Fachaufsichtsbehdrde ist die StraRenaufsichtsbehdrde nach Absatz 2 Nr. 1. °>Die
Fachaufsichtsbehérden kdnnen die Befugnisse des Landkreises oder der Kreisfreien Stadt bei Gefahr im
Verzug oder dann ausulben, wenn einer Weisung innerhalb der gesetzten Frist keine Folge geleistet wird.

(4) Den Antrag nach § 6 Absatz 3 des BundesfernstraBengesetzes stellt die flr die neue StraBenklasse
zustandige StralRenbaubehdrde.
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(5) 'Das Staatsministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr kann durch Rechtsverordnung die nach
dem BundesfernstraBengesetz in der jeweils geltenden Fassung der obersten LandesstralRenbaubehdrde
zustehenden Befugnisse ganz oder teilweise auf nachgeordnete Behérden (ibertragen. 2In der
Rechtsverordnung kénnen auch die weiteren nach dem BundesfernstraBengesetz fur den Vollzug
zustandigen Landesbehdrden bestimmt werden. 3In der Rechtsverordnung kann auch bestimmt werden,
dass Entscheidungen nach dem Bundesfernstrallengesetz in einem auf Grund sonstiger

Rechtsvorschriften durchzufiihrenden Verfahren zu treffen sind. 3°

§ 50a
Unterhaltung und Instandsetzung der BundesstraBRen

(1) 'Die Unterhaltung und Instandsetzung der Bundesstraien wird durch die Landkreise und Kreisfreien
Stadte erledigt, soweit dem Bund die StraRenbaulast obliegt. 2Alle anderen Aufgaben des Baulasttragers,
insbesondere Planung, Bau und Erneuerung von BundesstralRen, obliegen dem Landesamt flr StraSenbau
und Verkehr.

(2) § 48 Abs. 2 und 5 gelten entsprechend.

(3) Die Landkreise und Kreisfreien Stadte nehmen die den StraBenbaubehérden nach § 7 Absatz 2 des
Bundesfernstrallengesetzes obliegenden Aufgaben und Befugnisse wahr, soweit dies fur die Erledigung
der Unterhaltungs- und Instandsetzungsmalnahmen erforderlich ist.

(4) Ein unmittelbares Auftragsverhaltnis wird zwischen dem Bund und den Landkreisen und Kreisfreien
Stadten nicht begrindet.

(5) *Zur Erledigung der Aufgaben nach den Absé&tzen 1 bis 3 werden den Landkreisen und Kreisfreien
Stadten vom Freistaat Sachsen die flr diesen Zweck veranschlagten Haushaltsmittel aus dem
Bundeshaushalt zur Bewirtschaftung Ubertragen. ?Die Bereitstellung der Haushaltsmittel erfolgt nach
MaRgabe der Durchfihrungsbestimmungen zum Haushaltsplan des Bundes. 3Die Landkreise und
Kreisfreien Stadte erbringen die Nachweise (ber die zweckgerechte Bewirtschaftung der Mittel und
erstellen Abrechnungen fir die Kostenverteilung des Gemeinschaftsaufwandes nach einheitlichen
Grundsatzen einschlieBlich der anteiligen Kosten fur Fahrzeuge und Gerate gegeniber dem Landesamt fur

StraRenbau und Verkehr. 31

§ 51
Beleuchtung, StraBenreinigung, Winterdienst

(1) Die Gemeinden haben alle 6ffentlichen StralRen innerhalb der geschlossenen Ortslage zu reinigen und
im Rahmen des Zumutbaren zu beleuchten.

(2) Die Gemeinden kénnen durch Satzung die Reinigung auf solche 6ffentlichen StraBen auRerhalb der
geschlossenen Ortslage ausdehnen, an die bebaute Grundstlcke angrenzen.

(3) 'Die Reinigungspflicht umfasst auch die Verpflichtung, die Gehwege und Uberwege fiir FuRganger vom
Schnee zu raumen und bei Schnee- und Eisglatte zu streuen. ?Soweit in FuRgangerzonen (Zeichen 242.1
und 242.2 der Anlage 2 der StraBenverkehrs-Ordnung vom 6. Marz 2013 [BGBI. | S. 367], die zuletzt
durch Artikel 2 der Verordnung vom 15. September 2015 [BGBI. | S. 1573] gedndert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung) und in verkehrsberuhigten Bereichen (Zeichen 325.1 und 325.2 der Anlage 3
der Strallenverkehrs-Ordnung) Gehwege nicht vorhanden sind, gilt als Gehweg ein Streifen von 1,5 m
Breite entlang der Grundstiicksgrenze.

(4) Die Gemeinden haben im Ubrigen die éffentlichen StraRen innerhalb der geschlossenen Ortslage nach
MaRgabe ihrer Leistungsfahigkeit vom Schnee zu raumen und bei Schnee- und Eisglatte zu streuen, soweit
dies zur Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung erforderlich ist und nicht andere
aufgrund sonstiger Rechtsvorschriften, insbesondere der Verkehrssicherungspflicht, hierzu verpflichtet
sind.

(5) 'Die Gemeinden sind berechtigt, durch Satzung die Verpflichtung zur Reinigung im Sinne der Abséatze 1
bis 3 ganz oder teilweise den Eigentimern oder Besitzern der durch 6ffentliche Strallen erschlossenen
Grundstiicke aufzuerlegen oder sie zu den entsprechenden Kosten heranzuziehen. ?Bei Inkrafttreten
dieses Gesetzes bestehende weitergehende Verpflichtungen der Eigentiimer oder Besitzer der anliegenden
Grundsticke und Verpflichtungen Dritter bleiben unberihrt.

(6) StraBen im Sinne dieser Vorschrift sind auch die Bundesstraen. 32
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Dritter Teil
Ordnungswidrigkeiten, Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§ 52
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen § 17 Abs. 1 eine von ihm verursachte Verunreinigung einer 6ffentlichen Stral3e nicht
unverzuglich beseitigt,

2. eine offentliche StralSe oder einzelne Bestandteile beschadigt oder zerstort (§ 17 Abs. 2),

3. entgegen § 18 Abs. 1 eine Stralie Uber den Gemeingebrauch hinaus ohne Erlaubnis benutzt oder
einer nach § 18 Abs. 2 Satz 2 erteilten vollziehbaren Auflage nicht nachkommt,

4. entgegen § 18 Abs. 4 Anlagen nicht vorschriftsmafig errichtet, unterhalt oder nicht andert,
5. entgegen § 20 Abs. 1 Autowracks oder andere Gegenstande verbotswidrig abstellt,

6. entgegen § 22 Abs. 1 in Verbindung mit § 18 Abs. 1 Zufahrten oder Zugange ohne Erlaubnis anlegt
oder andert,

7. entgegen § 22 Abs. 3 in Verbindung mit § 18 Abs. 4 Zufahrten oder Zugange nicht vorschriftsmaRig
unterhailt,

8. einer nach § 22 Abs. 6 ergangenen voliziehbaren Anordnung nicht nachkommt,

9. entgegen § 24 Abs. 1 oder 2 bauliche Anlagen errichtet, andert oder anders nutzt oder vollziehbaren
Auflagen nicht nachkommt, unter denen die Strallenbaubehérde eine Ausnahme zugelassen oder eine
Zustimmung erteilt hat,

10. entgegen § 27 Abs. 1 die notwendigen Vorkehrungen nicht duldet oder entgegen § 27 Abs. 2 Satz 1
Anpflanzungen oder Einrichtungen, die die Verkehrssicherheit beeintrachtigen, anlegt oder unterhalt,

11. entgegen § 38 Abs. 1 Vorarbeiten oder die vortibergehende Anbringung von Markierungszeichen
nicht duldet,

12. einer aufgrund des § 51 Abs. 5 Satz 1 erlassenen Satzung zuwiderhandelt, soweit die Satzung fur
einen bestimmten Tatbestand auf diese BuRgeldvorschrift verweist.

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 6 bis 9 kénnen mit einer GeldbulSe bis zu 5 000 EUR, die
Ubrigen mit einer Geldbuf3e bis zu 500 EUR geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehdrden im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten
in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBI. | S. 602), das zuletzt durch Artikel 4
des Gesetzes vom 13. Mai 2015 (BGBI. | S. 706) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung sind

1. die Stadte und Gemeinden bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 12; bei den Ubrigen
Ordnungswidrigkeiten des Absatzes 1, soweit sie flr den Vollzug der entsprechenden Norm
zustandig sind,

2. im Ubrigen die Landkreise und Kreisfreien Stadte. 33

§ 53
Einteilung der vorhandenen é6ffentlichen StralRen
(Ubergangsvorschrift zu § 3 und § 6)

(1) 'Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhandenen Strafen, Wege und Platze, die zu diesem Zeitpunkt
mit oder ohne eine Entscheidung nach § 4 Absatz 1 der Stralenverordnung vom 22. August 1974 (GBI. |
S. 515) ausschlieRlich der 6ffentlichen Nutzung dienten oder betrieblich-6ffentliche StraRen waren, sind
6ffentliche StraRen im Sinne dieses Gesetzes. 2In diesen Fallen stehen dem Trager der StralRenbaulast,
soweit er noch nicht Eigentimer der der StraBe, dem Weg oder dem Platz dienenden Grundsticke ist, die
Rechte und Pflichten des Eigentiimers der Ausibung nach in dem Umfang zu, wie es die
Aufrechterhaltung des Gemeingebrauchs erfordert.

(2) Die bisherigen BezirksstraRen werden

soweit sie LandstralSen |. Ordnung waren, Staatsstrafen,

soweit sie LandstralRen Il. Ordnung waren, Kreisstral3en.

2Dies gilt auch dann, wenn StralRen, ohne im StraRenverzeichnis eingetragen zu sein, bisher als
LandstraBen |. Ordnung oder als LandstraBen 1l. Ordnung verwaltet worden sind. 3BezirksstraRen ohne
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Unterteilung werden StaatsstralSen.
(3) Die bisherigen KreisstraRen bleiben Kreisstralen.

(4) Die bisherigen Stadt- und GemeindestraBen bleiben bis zur unanfechtbaren Entscheidung Uber ihre
Aufnahme in das Bestandsverzeichnis Gemeindestraen.

(5) 'Die bisher betrieblich-6ffentlichen StraBen werden GemeindestraBen oder sonstige 6ffentliche StraRen
im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 4. ?Die Einteilung erfolgt durch Eintragung im Bestandsverzeichnis. 3Bis zur
unanfechtbaren Entscheidung uber die Eintragung im Bestandsverzeichnis hat die Gemeinde die Aufgaben

aus der StraBenbaulast wahrzunehmen. 34

§ 54
Strarsgn- und Bestandsverzeichnisse
(Ubergangsvorschrift zu § 4)

(1) Die eingerichteten StraBenverzeichnisse werden nach den Vorschriften dieses Gesetzes bis zum
Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach § 4 Satz 5 weitergefthrt.

(2) 'Die Bestandsverzeichnisse sind von den StraBenbaubehérden innerhalb von drei Jahren seit
Inkrafttreten dieses Gesetzes anzulegen. 2Sie sind nach Anlegung sechs Monate in den Gemeinden zur
6ffentlichen Einsicht auszulegen. 3Die StraRenbaubehdrden haben den Lauf dieser Frist vorher 6ffentlich
bekanntzugeben. 4Soweit die Beteiligten bekannt sind, sind sie gegen Zustellungsnachweis zu
unterrichten. >Die Verwaltungsgerichte entscheiden auch Uber die birgerlich-rechtlichen Fragen unter
Ausschluss des Rechtsweges vor den ordentlichen Gerichten.

(3) Wird eine Eintragung nach Absatz 2 im Bestandsverzeichnis unanfechtbar, so gilt eine nach § 6 Abs. 3
erforderliche Zustimmung als erteilt und die Widmung als verfugt. 3°

§ 55
Ortsdurchfahrten
(Ubergangsvorschrift zu § 5)

1Beginn und Ende der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhandenen Ortsdurchfahrten sind innerhalb von
dreiJahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes nach den Vorschriften des § 5 zu Uberprifen und
nétigenfalls neu festzusetzen. 2Bis zu einer Neufestsetzung sind die bisherigen Festsetzungen weiterhin
malfigebend.

§ 56
(aufgehoben) 3¢

§57
Gesetzlicher Eigentumsiibergang
(Ubergangsvorschrift zu § 11)

Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes geht das Eigentum an den Stral3en, das bisher nicht dem Trager der
StraBenbaulast zustand, ohne Entschadigung auf den Trager der StraRenbaulast Gber, wenn dieser der
Freistaat Sachsen, ein Landkreis oder eine Gemeinde ist und das Eigentum bisher einer dieser
Kérperschaften oder einem sonstigen Staatsorgan zustand.

8§58
Sondernutzung
(Ubergangsvorschrift zu §§ 18 ff.)

(1) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden Rechte und Befugnisse zur Benutzung einer StraRe
Uber den Gemeingebrauch hinaus gelten als Sondernutzungen im Sinne dieses Gesetzes. 2Die Erlaubnis
nach § 18 Abs. 1 gilt erteilt, solange eine solche Sondernutzung nicht widerrufen oder durch Fristablauf
erloschen ist. 3Nach bisherigem Recht unwiderrufliche und zugleich unbefristete Nutzungsrechte kénnen
zur Beseitigung von Beeintrachtigungen des Gemeingebrauchs widerrufen werden; dies gilt auch fir das
befristete Nutzungsrecht. *Wird in den Fallen des Satzes 3 die Sondernutzung widerrufen, so kann der
Betroffene fur die dadurch entstehenden Vermdgensnachteile vom Trager der StraRenbaulast eine

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 24.03.2016 Seite 26 von 30


https://www.revosax.sachsen.de/#FNID_34
https://www.revosax.sachsen.de/#FNID_35
https://www.revosax.sachsen.de/#FNID_36

Sachsisches Stralengesetz

angemessene Entschadigung in Geld verlangen.

(2) 'Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden Zufahrten zu StraBen, die den Merkmalen des § 3
Abs. 1 Nr. 1 und 2 entsprechen, gelten als Sondernutzungen im Sinne dieses Gesetzes, auch wenn fur sie
nach bisherigem Recht eine Genehmigung oder Zustimmung nicht erforderlich war. ?Absatz 1 Satz 2 bis 4
gilt entsprechend mit der MaRgabe, dass beim Widerruf von nach bisherigem Recht unwiderruflichen
Sondernutzungen oder beim vorzeitigen Widerruf befristeter Sondernutzungen eine Entschadigung in Geld
nur insoweit verlangt werden kann, als der Trager der Stralenbaulast nicht einen angemessenen Ersatz
schafft.

(3) Sondernutzungen im Sinne des § 13 der Strallenverordnung, die nach diesem Gesetz sonstige
Benutzungen der Strallen im Sinne von § 23 sind, sollen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes durch

birgerlich-rechtliche Vertrége geregelt werden. 37

&8 59
(aufgehoben) 3¢

§ 60
(aufgehoben) 32

§ 61
Schlussbestimmungen

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkindung in Kraft.
(2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten aulSer Kraft:

1. Verordnung Uber die 6ffentlichen StraRen (Straenverordnung) vom 22. August 1974 (GBI. I Nr. 57
S. 515)
2. Erste Durchfuhrungsbestimmung zur StraBenverordnung vom 22. August 1974 (GBI. | Nr. 57 S. 522)

3. Zweite Durchfihrungsbestimmung zur Straenverordnung
(Sperrordnung) vom 14. Mai 1984 (GBI. Nr. 20 S. 259)

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkiinden.
Dresden, den 21. Januar 1993

Der Landtagsprasident
Erich Iitgen

Der Ministerprasident
Prof. Dr. Kurt Biedenkopf

Der Staatsminister fiir Wirtschaft und Arbeit
Dr. Kajo Schommer

1 Inhaltstbersicht geadndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. November 2002
(SachsGVBI. S. 307, 309), durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. September 2003
(SachsGVBI. S. 418; 425) und durch Artikel 34 des Gesetzes vom 29. Januar 2008
(SachsGVBI. S. 138, 165)

2 § 4 geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134)

3 § 5 geandert durch Artikel 34 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 165) und
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134)

4 § 6 geandert durch Artikel 34 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 165), durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134), durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235) und durch Artikel 1 des Gesetzes vom
24. Februar 2016 (SachsGVBI. S. 78)

5 § 6a neu eingefugt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. November 2002 (SachsGVBI. S. 307, 309)

6 § 7 gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. September 2003 (SachsGVBI. S. 418; 425),
durch Artikel 34 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 165) und durch Artikel 5
des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134)

7 § 8 Absatz 3a angefugt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. September 2003 (SachsGVBI. S. 418;
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425)

8 § 10 geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 4. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1261, 1278), durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 1. September 2003 (SachsGVBI. S. 418; 425), durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 28. Mai 2004 (SachsGVBI. S. 200, 225) und durch Artikel 5 des Gesetzes vom
27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134)

9 § 11 Absatz 3 geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 4. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1261, 1278)

10 § 12 geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235) und durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2016 (SachsGVBI. S. 78)

11  § 18 geandert durch Artikel 34 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 165) und
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134)

12 § 20 geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235) und durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2016 (SachsGVBI. S. 78)

13  § 21 geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134)

14  § 24 Absatz 5 und 9 geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 4. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1261,
1278), durch Artikel 3 des Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235) und durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2016 (SachsGVBI. S. 78)

15  § 25 geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235) und durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2016 (SachsGVBI. S. 78)

16  § 29 geadndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235) und durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2016 (SachsGVBI. S. 78)

17 § 31 Absatz 2 geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 4. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1261, 1278)

18 § 32 geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235) und durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2016 (SachsGVBI. S. 78)

19 § 36 geadndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134)

20  § 38 Absatz 4 entfallt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 4. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1261, 1278)
und durch Artikel 3 des Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235)

21  § 39 neu gefasst durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. September 2003 (SachsGVBI. S. 418; 425),
geandert durch Artikel 34 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 165), durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134), durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235) und durch Artikel 1 des Gesetzes vom
24. Februar 2016 (SachsGVBI. S. 78)

22 § 40 geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 4. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1261, 1278), durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235) und durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 24. Februar 2016 (SachsGVBI. S. 78)

23  § 42 Absatz 6 geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 4. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1261, 1278)

24  § 42a eingeflgt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 4. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1261, 1278),
geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134), durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235) und durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 24. Februar 2016 (SachsGVBI. S. 78)

25  § 43 geandert durch § 8 des Gesetzes vom 18. Juli 2001 (SachsGVBI. S. 453, 454), durch Artikel 3
des Gesetzes vom 1. September 2003 (SachsGVBI. S. 418; 425), durch Artikel 3 des Gesetzes vom
2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235) und durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2016
(SachsGVBI. S. 78)

26  § 44 geandert durch Artikel 34 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 165), durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134) und durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 24. Februar 2016 (SachsGVBI. S. 78)

27  §47 geadndert durch Artikel 34 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 165), durch
Artikel 30 des Gesetzes vom 15. Dezember 2010 (SachsGVBI. S. 387,403) und durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134)

28  § 48 neu gefasst durch Artikel 34 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 165),
geandert durch Artikel 30 des Gesetzes vom 15. Dezember 2010 (SachsGVBI. S. 387,403) und
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134)

29  § 49 neu gefasst durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. September 2003 (SachsGVBI. S. 418; 425),
geandert durch Artikel 34 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 165), durch
Artikel 30 des Gesetzes vom 15. Dezember 2010 (SachsGVBI. S. 387,403), durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134), durch Artikel 3 des Gesetzes vom
2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235) und durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2016
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Sachsisches Stralengesetz

(SachsGVBI. S. 78)

30 § 50 geandert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 5. Mai 2004 (SachsGVBI. S. 148, 155), durch
Artikel 34 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 165), durch Artikel 30 des
Gesetzes vom 15. Dezember 2010 (SachsGVBI. S. 387,403), durch Artikel 5 des Gesetzes vom
27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134), durch Artikel 3 des Gesetzes vom 2. April 2014
(SachsGVBI. S. 234, 235) und durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2016
(SachsGVBI. S. 78)

31 § 50a eingefugt durch Artikel 34 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 165),
geandert durch Artikel 30 des Gesetzes vom 15. Dezember 2010 (SachsGVBI. S. 387, 403) und
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2016 (SachsGVBI. S. 78)

32  §51 gedndert durch Artikel 34 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 165) und
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2016 (SachsGVBI. S. 78)

33  § 52 geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 4. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1261, 1278), durch
Artikel 20 des Gesetzes vom 6. Juni 2002 (SachsGVBI. S. 168, 172), durch Artikel 34 des Gesetzes
vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 165) und durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar
2016 (SachsGVBI. S. 78)

34  § 53 geadndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. September 2003 (SachsGVBI. S. 418; 425) und
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2016 (SachsGVBI. S. 78)

35 § 54 Absatz 3 geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. September 2003 (SachsGVBI. S. 418;
425)

36  § 56 aufgehoben durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. September 2003 (SachsGVBI. S. 418; 425)
37 §58 geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2016 (SachsGVBI. S. 78)

38 § 59 aufgehoben durch Artikel 5 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134)

39 § 60 aufgehoben durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. September 2003 (SachsGVBI. S. 418; 425)

Anderungsvorschriften
Anderung des Séachsischen StraRengesetzes
Art. 8 des Gesetzes vom 4. Juli 1994 (SachsGVBI. S. 1261, 1278)

Anderung des Séachsischen StraRengesetzes

§ 8 des Gesetzes vom 18. Juli 2001 (SachsGVBI. S. 453, 454)

Anderung des Séachsischen StraRengesetzes

Art. 20 des Gesetzes vom 6. Juni 2002 (SachsGVBI. S. 168, 172)

Anderung des Sachsischen StraRengesetzes

Art. 3 des Gesetzes vom 14. November 2002 (SachsGVBI. S. 307, 309)

Anderung des Séachsischen StraRengesetzes

Art. 3 des Gesetzes vom 1. September 2003 (SachsGVBI. S. 418, 425)

Anderung des Séachsischen StraRengesetzes

Art. 16 des Gesetzes vom 5. Mai 2004 (SachsGVBI. S. 148, 155)

Anderung des Séachsischen StraRengesetzes

Art. 3 des Gesetzes vom 28. Mai 2004 (SachsGVBI. S. 200, 225)

Anderung des Sachsischen StraRengesetzes

Art. 34 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 165)

Anderung des Sachsischen StraRengesetzes

Art. 30 des Gesetzes vom 15. Dezember 2010 (SachsGVBI. S. 387, 403)

Anderung des Séachsischen StraRengesetzes

Art. 5 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 134)

Anderung des Séachsischen StraRengesetzes
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Sachsisches Stralengesetz

Art. 3 des Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 234, 235)

Anderung des Séachsischen StraRengesetzes

Art. 1 des Gesetzes vom 24. Februar 2016 (SachsGVBI. S. 78)

Anderung des Séachsischen StraRengesetzes

Art. 20 des Gesetzes vom 11. Mai 2019 (SachsGVBI. S. 358)

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 24.03.2016 Seite 30 von 30



	Straßengesetz  für den Freistaat Sachsen  (Sächsisches Straßengesetz – SächsStrG)
	Inhaltsübersicht 1
	Erster Teil  Allgemeine Bestimmungen
	1. Abschnitt   Grundvorschriften
	§ 1  Geltungsbereich
	§ 2  Öffentliche Straßen
	§ 3  Einteilung der öffentlichen Straßen
	§ 4  Straßenverzeichnisse und Straßennummern
	§ 5  Ortsdurchfahrten
	§ 6  Widmung
	§ 6a  Widmung bei außergewöhnlichen Ereignissen
	§ 7  Umstufung
	§ 8  Einziehung
	§ 9  Straßenbaulast
	§ 10  Hoheitsverwaltung, bautechnische Sicherheit
	2. Abschnitt   Eigentum an öffentlichen Straßen
	§ 11  Wechsel der Straßenbaulast
	§ 12  Grundbuchberichtigung und Vermessung
	§ 13  Eigentumserwerb
	3. Abschnitt   Benutzung der öffentlichen Straßen
	§ 14  Gemeingebrauch
	§ 15  Beschränkungen des Gemeingebrauchs
	§ 16  Vergütung von Mehrkosten
	§ 17  Verunreinigung und Beschädigung
	§ 18  Sondernutzung
	§ 19  Besondere Veranstaltungen und gewerbliche Nutzung
	§ 20  Unerlaubte Benutzung einer Straße
	§ 21  Gebühren für Sondernutzungen
	§ 22  Zufahrten und Zugänge
	§ 23  Sonstige Benutzung
	4. Abschnitt   Anbau an öffentlichen Straßen und Veränderungssperre
	§ 24  Bauliche Anlagen an Straßen
	§ 25  Freihalten der Sicht bei Kreuzungen und Einmündungen
	5. Abschnitt   Schutz der öffentlichen Straßen
	§ 26  Schutzwaldungen
	§ 27  Schutzmaßnahmen
	§ 28  Bepflanzung des Straßenkörpers
	6. Abschnitt   Kreuzungen und Umleitungen
	§ 29  Kreuzungen öffentlicher Straßen
	§ 30  Kostentragung bei Kreuzungen öffentlicher Straßen
	§ 31  Unterhaltung von Straßenkreuzungen
	§ 32  Kreuzungen mit Gewässern
	§ 33  Unterhaltung der Kreuzungen mit Gewässern
	§ 34  Ermächtigung zu Rechtsverordnungen
	§ 35  Umleitungen
	7. Abschnitt   Planungen, Planfeststellung und Enteignung
	§ 36  Planungen
	§ 37  Planungsgebiet
	§ 38  Vorarbeiten
	§ 39  Planfeststellung
	§ 40  Veränderungssperre
	§ 41  Einstellung des Planfeststellungsverfahrens
	§ 42  Vorzeitige Besitzeinweisung
	§ 42a  Vertreter des Eigentümers
	§ 43  Enteignung
	Zweiter Teil  Straßenbaulastträger, Aufsicht und Zuständigkeit
	§ 44  Träger der Straßenbaulast
	§ 45  Straßenbaulast Dritter
	§ 46  Unterhaltung von Straßenteilen bei fremder Baulast
	§ 47  Straßenbaubehörden
	§ 48  Unterhaltung und Instandsetzung der Staatsstraßen
	§ 49  Straßenaufsicht
	§ 50  Behörden nach dem Bundesfernstraßengesetz
	§ 50a  Unterhaltung und Instandsetzung der Bundesstraßen
	§ 51  Beleuchtung, Straßenreinigung, Winterdienst
	Dritter Teil  Ordnungswidrigkeiten, Übergangs- und Schlussbestimmungen
	§ 52  Ordnungswidrigkeiten
	§ 53  Einteilung der vorhandenen öffentlichen Straßen  (Übergangsvorschrift zu § 3 und § 6)
	§ 54  Straßen- und Bestandsverzeichnisse  (Übergangsvorschrift zu § 4)
	§ 55  Ortsdurchfahrten  (Übergangsvorschrift zu § 5)
	§ 56  (aufgehoben) 36
	§ 57  Gesetzlicher Eigentumsübergang  (Übergangsvorschrift zu § 11)
	§ 58  Sondernutzung  (Übergangsvorschrift zu §§ 18 ff.)
	§ 59  (aufgehoben) 38
	§ 60  (aufgehoben) 39
	§ 61  Schlussbestimmungen

	Änderungsvorschriften

